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1. Einführung  
 

 ăArmut stºrtò ð so lautet der Schattenbericht der National Armutskonferenz zum 5. 

Armuts- und Reichtumsberichtes der Bundesregierung aus 2017 (vgl. Nationale Ar-

mutskonferenz 2017; Bundesregierung 2017). Eine mehrdeutige Aussage: denn Armut 

kann als unangenehme gesellschaftliche Tatsache stören, aber vor allem stört sie das 

Leben und die Gestaltungsfreiheit der von ihr betroffenen Menschen.  

ăEin Leben in Armut geht nicht nur mit erheblichen materiellen Einschränkungen 

einher. Es bringt auch Einschränkungen gesellschaftlicher Teilhabe mit sich und gilt 

als Risiko f¿r die soziale Integration und Partizipationò (Böhnke und Link 2018, S. 

247).  

So stellt der Paritätische Armutsbericht von 2018 fest, dass mehr als die Hälfte der 

armen Menschen (57,1%) sich Freizeitbesuche ins Kino, zu Sportveranstaltungen oder 

zu Konzerten in der Regel nicht leisten können (vgl. Aust et al. 2018, S. 15). Der ALG 

II -Regelsatz von insgesamt 424 û im Jahr 2019 deckt Ausgaben im Bereich Freizeit, 

Kultur und Unterhaltung hingegen nur mit 40,68 û (vgl. Hartz IV.org 2019). Armuts-

betroffene Menschen können so nur schwierig am gesellschaftlichen Leben teilhaben. 

Eine Möglichkeit, dieser Benachteiligung auf kommunaler Ebene entgegenzuwirken, 

ist die Einführung eines Sozialpasses, durch welchen Menschen in Armutslagen Ermä-

ßigung in verschiedenen Bereichen ermöglicht werden. Doch darüber, welche Formen 

von Sozialpässen bestehen und wie sie verbreitet sind, gibt es weder Theoriebildung 

noch empirische Datenlage. Das Fehlen von Daten erschwert damit auch das aktive 

Einfordern von Veränderungen in der Politik ð wie im Mai 2019 auf einem Vorberei-

tungstreffen für das Zweite Treffen von Menschen mit Armutserfahrung von betroffe-

nen Personen festgestellt wurde1. Auf diese Diskussion geht das Thema dieser Arbeit 

zurück: untersucht wird nämlich die Verbreitung von Sozialpässen in Nordrhein-West-

falen und deren konkrete Ausformungen in den unterschiedlichen Kommunen.  

Dabei soll folgenden Forschungsfragen nachgegangen werden: 

 
1 Die landesweiten Treffen von Menschen mit Armutserfahrung werden vom Diözesan Caritasverband 
Kºln in Kooperation mit der Selbstvertretung armutsbetroffener Menschen ăExperten in eigener Sa-
cheò koordiniert. Meine Teilnahme an diesem Vorbereitungstreffen geschah auf Initiative des Sozial-
Wissenschaftsladens der Katholischen Hochschule Köln. Zur Bedeutung von Interessen- und Selbst-
vertretungen f¿r die Reprªsentation ăschwacher Interessenò siehe Boeckh und Zimmermann 2018. 
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(1) nach der empirischen Verbreitung von Sozialpässen in Nordrhein-Westfalen und 

(2) nach der konkreten Ausformung der Sozialpässe in den Kommunen und somit 

nach empirisch unterscheidbaren Sozialpasstypen.  

Während in einem ersten Schritt theoretische Grundfragen rund um Armut und Teil-

habe geklärt und unterschiedliche Typen von Sozialpässen theoretisch hergeleitet wer-

den, wird anschließend in einer strukturierten Recherche die empirische Verbreitung 

von Sozialpässen und unterscheidbaren Sozialpasstypen in Nordrhein-Westfalen er-

hoben. Die Ergebnisse dieser Recherche werden tabellarisch dargestellt und mithilfe 

eines Mapping-Verfahrens visualisiert. Der partizipative Gedanke beschränkt sich in 

dieser Arbeit nicht nur auf die wissenschaftliche Bearbeitung einer hochschulexternen 

Anfrage, sondern erstreckt sich auch auf die gemeinsame Auswertung und Diskussion 

der Ergebnisse mit der anfragenden Selbstvertretung ăExperten in eigener Sacheò. 

Diese Arbeit entfaltet sich also methodisch auch aus dem Gedanken partizipativer 

Forschung, wie sie institutionell an der Katholischen Hochschule NRW, Abteilung 

Köln, im Pilotprojekt Sozial-Wissenschaftsladen konzeptualisiert und praktiziert wird. 

Partizipative Forschung kann als Oberbegriff für Forschungsansätze beschrieben wer-

den, die soziale Wirklichkeit partnerschaftlich mit gesellschaftlichen Akteur*innen be-

forschen. Der Begriff der Partizipation bezieht sich dabei ă[é] sowohl auf die Teil-

habe von gesellschaftlichen Akteuren an Forschung als auch auf Teilhabe an der Ge-

sellschaft. Ein grundlegendes Anliegen der partizipativen Forschung ist es, durch Teil-

habe an Forschung mehr gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen.ò (Unger 2014, S. 

1). Ziel dieser Arbeit ist dementsprechend die Erhebung verlässlicher Daten zu Sozi-

alpässen in Nordrhein-Westfalen, um diese der anfragenden Institution zur evidenz-

basierten Formulierung politischer Forderungen zur Verfügung zu stellen.  

Wie bereits angedeutet, gliedert sich die vorliegende Arbeit in zwei Hauptteile, nämlich 

in einen theoretischen und einen empirischen Teil. Der theoretische Abschnitt führt in drei 

inhaltlichen Abschnitten in den Themenkomplex ăArmut und Teilhabeò ein und setzt 

somit die Grundlage für die empirische Untersuchung, deren Design und Ergebnisse 

im zweiten Teil dieser Arbeit vorgestellt und diskutiert werden. Ziel der theoretischen 

Einführung ist die abschließende theoretische Herleitung unterschiedlicher Typolo-

gien von Sozialpässen. 

Über Armut zu sprechen und diese zu messen, erfordert eine genaue Vorstellung und 

Definition dieses gesellschaftlichen und ökonomischen Phänomens. Dieses Kapitel 
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bietet daher eine Übersicht über aktuelle Armutskonzepte und -definitionen, deren 

Auswahl für diese Arbeit auf ihre besondere Relevanz für den Teilhabediskurs beruht. 

Nach einem ersten theoretischen Einblick in das Thema ăArmutò betrachtet das 

nächste Kapitel den Teilhabediskurs. Beginnend mit einer Definition des Teilhabebe-

griffs, wird diskutiert, wie und ob sich dieser Begriff vom Partizipationsbegriff unter-

scheidet und abgrenzt. Grund für diese Überlegungen ist die meist synonyme Verwen-

dung dieser Begriffe, sowie deren mangelnde begriffliche Abgrenzung. Nach diesem 

Exkurs widmet sich der nächste Abschnitt einer Systematisierung von Teilhabedimen-

sionen mit der zugrundeliegenden Frage nach unterscheidbaren Orten und Sphären 

der Teilhabe und deren Relevanz für diese Arbeit. Ziel dieses inhaltlichen Abschnitts 

ist die Kontextualisierung des Teilhabebegriffs im aktuellen sozio-politischen und wis-

senschaftlichen Diskurs sowie dessen begriffliche Entwirrung. Nachdem in den vo-

rangegangenen Kapiteln sowohl Teilhabe als auch Armut betrachtet wurde, richtet sich 

der Blick anschließend auf Sozialpässe als Instrumente der kommunalen Teilhabeförde-

rung. Diese werden hier auf Grundlage des bestehenden Forschungsstandes definiert, 

wobei die Aspekte der Anspruchsberechtigung, des Leistungsumfanges und der Zu-

gänglichkeit besonders berücksichtigt werden. Abschließend werden auf Grundlage 

der gewonnenen Erkenntnisse Typologien von Sozialpässen entwickelt, die im empi-

rischen Teil der Arbeit der Recherche zugrunde gelegt werden. 

Im empirischen Teil dieser Arbeit wird in einem ersten Schritt das Forschungsdesign und 

methodische Vorgehen erläutert, um daraufhin die Ergebnisse der Untersuchung detail-

liert vorzustellen. Dabei wird zuerst die Verbreitung von Sozialpässen im ganzen Bun-

desland und anschließend in den einzelnen Regierungsbezirken betrachtet. Der Ver-

breitung der theoretisch hergeleiteten Sozialpasstypen wird zudem in einem eigenen 

Abschnitt Rechnung getragen. Die Impulse aus der Auswertung und Diskussion der 

Ergebnisse mit den ăExperten in eigener Sacheò werden hiernach dargestellt und flie-

ßen in die weiterführenden Überlegungen zu möglichen Gründen für das Fehlen eines 

Sozialpasses ein. Abschließend werden die theoretisch und empirisch gewonnenen Er-

kenntnisse dieser Arbeit in einem Fazit zusammengeführt. 
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2. Theoretischer Teil: Armut und Teilhabe  

2.1 Armut 

Die Thematisierung, Problematisierung (oder auch Legitimierung) von Armut hat im 

europäischen Raum eine lange historische Tradition und hat bis in die heutige Zeit 

gewaltigen Veränderungen unterlegen2. Ausgehend von einem Phänomen gottgegebe-

ner Ordnung in der mittelalterlichen christlichen Theologie hat sich im europäischen 

Diskurs die Betrachtung von ĂArmutô zugunsten eines sªkularen und gesellschaftlichen 

verursachten Armutsverständnis verschoben ð eine Verschiebung, die maßgeblich 

durch die Implementierung wohlfahrtstaatlicher Arrangements nach dem Zweiten 

Weltkrieg in Westeuropa begünstigt wurde (vgl. Kronauer 2018, S. 48). So hat auch die 

wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Thema in den letzten Jahrzehnten eine 

Vielzahl an Theorien und Definitionen hervorgebracht, die zwischen verschiedenen 

Armutsdimensionen und -grenzen unterscheiden und unterschiedliche Messkonzepte 

vorschlagen. Eine umfangreiche Darstellung dieses Diskurses ist nicht Ziel dieses Ka-

pitels3. Vielmehr sollen ausgewählte Armutskonzepte vorgestellt und diskutiert wer-

den, die sich durch ihren besonderen Bezug und ihre Anschlussfähigkeit an den Teil-

habediskurs auszeichnen. Denn trotz unterschiedlicher begrifflicher Konkretisierung 

lassen sich Armutstheorien auf einen wesentlichen Kern zurückführen: die Beschrei-

bung und Bewertung einer gesellschaftlichen Beziehung, ă[é] bei der die gesellschaft-

liche Zugehºrigkeit als gefªhrdet giltò (Barlösius 2018, S. 35). So ist umgekehrt das 

Sprechen über Teilhabe im heutigen Diskurs und die damit verbundenen Forderungen 

ausgesprochen über die Anerkennung sozialer Rechte und die sozialstaatliche Bearbei-

tung von Armutslagen vermittelt und bedingt.  

ăIn dem Maße, wie soziale Rechte an eine erweiterte Vorstellung von gesellschaftlicher 

Teilhabe gebunden sind und diese ihrerseits ermöglichen, erweitern sie somit zugleich die 

Möglichkeiten und Erfahrungen von sozialer Ausgrenzung. Ausgrenzung bemisst sich 

nun nicht mehr allein an Rechtlosigkeit und institutionellem Ausschluss, sondern auch 

und vor allem an der formalen Ausgestaltung der institutionellen Zugehörigkeit und der 

Qualitªt der Lebensf¿hrung, die sie ermºglichtò (Kronauer 2010a, 89f.). 

 
2 Für eine Einführung zur Geschichte der Armut in Europa siehe Schäfer 2018; Kronauer 2010a, S. 
73ð117. 
3 Hierzu verweise ich auf Dittmann und Goebel 2018; Hauser 2018. 
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Ausgewählt wurden zu diesem Zweck der Lebenslagenansatz, der Ansatz der Verwirk-

lichungschancen und der Exklusionsansatz, welche die Verknüpfung von Armut und 

Teilhabe theoretisch vertiefen und diese über eine rein ressourcenorientierte Betrach-

tungsweise hinaus mehrdimensional und relational denken4. Zudem haben alle drei 

Ansätze einerseits durch ihre Implementierung in die europäische Strategie der Ar-

mutsbekämpfung und andererseits durch ihre Nutzung als konzeptionelles Grundge-

rüst der Armuts- und Reichtumsberichte der Bundesrepublik Deutschland eine erheb-

liche diskursive als auch politische Relevanz erlangt5, die sich in der Thematisierung 

und Problematisierung von Teilhabe niedergeschlagen hat. 

2.1.1 Lebenslagenkonzept 

ăDas Konzept der Lebenslage zielt darauf ab, isolierte Betrachtungsweisen, die lediglich 

das Einkommen oder den materiellen Lebensstandard berücksichtigen, zu überwinden. 

[...] Weisser stellt dem physischen Existenzminimum ein soziales entgegen. Das soziale 

Existenzminimum definiert er als die Lebenslage, die nach der gesellschaftlich vorherr-

schenden Meinung als zumutbar angesehen wird [...]. Armut ergibt sich daraus, dass 

eine Menge an Gütern, die zum Erreichen eines sozialen Existenzminimums benötigt 

wird, unzureichend zur Verf¿gung steht.ò (Dittmann und Goebel 2018, 25f.) 

Im Lichte einer in Deutschland in den 1980er Jahren verstärkt einsetzenden Debatte 

über Armut trat das Konzept der Lebenslage vermehrt an die Stelle des bloßen Res-

sourcenansatzes (vgl. Best et al. 2018, S. 37). Wie im obigen Zitat angedeutet, bestehen 

zwei Grundmerkmale des Lebenslagenbegriffes in seiner Mehrdimensionalität und 

Multikausalität: anstelle monokausaler Erklärungen bezieht er in die Definition von 

Armutslagen immer mehrere Lebensbereiche zugleich ein (vgl. Engels 2008, S. 643; 

Eiffe und Heitzmann 2006, S. 50). Dieser Ansatz ist somit als ein Konzept relativer 

 
4 Ressourcenorientierung bezieht sich hier auf die ausschließliche Betrachtung finanzieller Ressourcen 
bei der Bewertung von Armutslagen. So liegt aus dieser Perspektive Armut dann vor, ăwenn Menschen 
nicht über ausreichend finanzielle Ressourcen für den Erwerb als notwendig erachteter Güter und 
Dienstleistungen verf¿genò (Dittmann und Goebel 2018, S. 23) Armut wird dementsprechend als Ein-
kommensarmut eingeordnet und statistisch über die Berechnung von Nettoäquivalenzeinkommen fest-
gelegt (vgl. Hauser 2018, 156ff.). 
5 Der Exklusionsansatz wurde ausgehend vom französischen Diskurs als Leitkonzept in die strategische 
Armutsbekämpfung der Europäischen Union eingeführt. So wurden ab den 1980er Jahren vermehrt 
Studien und Programm zur Vermeidung von Exklusion von der Europäischen Union gefördert und der 
Kampf gegen Exklusion 1996 in die revidierte Fassung der Sozialcharta der EU aufgenommen (vgl. Zeh 
2015, S. 78) Seit dem 2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung werden der Lebenslagen-
ansatz und der Ansatz der Verwirklichungschancen als konzeptueller Rahmen genutzt (vgl. Bundesre-
gierung 2005, 5ff.) Ausgehend von dem Lebenslagenansatz werden zudem seit 2010 in der jährlich EU-
weit durchgef¿hrten Umfrage ăEuropean Statistics on Income and Living Conditions (EU-SILC)ò neun 
Lebenslagenindikatoren für materielle Deprivation abgefragt (vgl. a.a.O., 155; Spannagel 2017, 80f.). 
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Armut zu bewerten6. Von Otto Neurath 1931 in den sozialwissenschaftlichen Diskurs 

eingeführt zielt der Lebenslagenbegriff darauf ab, die Vielfalt der Lebensumstände der 

Menschen und ihrer Wirkungen abzubilden und bezeichnet in der Definition von 

Gerhard Weisser (1957) die Gesamtheit der äußeren Bedingungen, ă[é] durch die das 

Leben von Personen oder Gruppen beeinflusst wird. Die Lebenslage bildet einerseits 

den Rahmen von Möglichkeiten, innerhalb dessen eine Person sich entwickeln kann, 

sie markiert deren Handlungsspielraumò (Engels 2008, S. 643). Dabei klammert Weis-

ser die tatsächliche Nutzung dieses Spielraums durch den Handelnden aus und kon-

zentriert sich ausschließlich auf die objektiv bestehenden Möglichkeiten der Lebens-

gestaltung und die sich darin entfaltenden Interessen der Individuen (vgl. Leßmann 

2006, S. 33). Kurt Grellings Deutung des Lebenslagenbegriffs hatte noch zwischen der 

Lebenshaltung als die beobachtbaren Lebensbedingungen und der Lebenslage als den be-

stehenden Handlungsspielraum unterschieden (vgl. a.a.O., S. 32). Weissers Entschei-

dung für den Begriff der Lebenslage erschwert die Operationalisierung und genaue 

Abgrenzung der zu untersuchenden Lebenslagendimensionen ð insbesondere weil 

diese als Gesamtheit möglicher Gestaltungspielräume eines Individuums nicht direkt 

über verschiedenen Indikatoren gemessen werden können, sondern indirekt abgeleitet 

werden müssen und laut Kritiker*innen ein Raster an unüberschaubaren Merkmalen 

bildeten (vgl. Dittmann und Goebel 2018, S. 27). Bereits Weisser identifiziert in einem 

Katalog mit 18 Items handlungsleitende Interessen, die allerdings an theoretischer und 

empirischer Präzision mangeln7. Im Bemühen um eine Operationalisierung von Weis-

sers Ansatz unterscheidet Ingeborg Nahnsen (1992) fünf Einzelspielräume: 

(1) Versorgungs- und Einkommensspielraum für die Versorgung mit Gütern und 

Diensten; 

(2) Kontakt- und Kooperationsspielraum für die Pflege von sozialen Kontakten 

und Kooperation mit anderen; 

(3) Lern- und Erfahrungsspielraum; 

(4) Muße- und Regenerationsspielraum; 

(5) Dispositionsspielraum zur Mitentscheidung in verschiedenen Lebensgebieten 

(vgl. Backes 1997, S. 708). 

 
6 ăAbsolute Armut ist von lokal oder national gegebenen Bedingungen unabhängig und definiert sich 
anhand des Unterschreitens eines physischen Existenzminimums. [...] Im Unterschied zu absoluten Ar-
mutskonzepten wird bei der relativen Armut die Armutsgrenze ins Verhältnis zu den jeweiligen Ădurch-
schnittlichenô Lebensbedingungen einer Gesellschaft gesetztò (Dittmann und Goebel 2018, S. 22; Her-
vorh. im Orig.). 
7 Siehe Backes 1997, 706f. 
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Dittmann und Goebel weisen darauf hin, dass Nahnsen ihre Typologie von Interes-

sensspielräumen ebenfalls weder empirisch noch theoretisch begründet habe. Den-

noch werde diese für die Definition von Armut vielfach aufgegriffen (vgl. Dittmann 

und Goebel 2018, S. 26). Im Rahmen eines Gutachtens zur Operationalisierung des 

Lebenslagenkonzeptes haben Voges et al. angesichts der bereits genannten Schwierig-

keiten folgende Kriterien einer empirischen Darstellung von Lebenslagen aufgestellt: 

(1) Es sollten einfach zu erhebende Lebenslagendimensionen ausgewählt werden, 

welche trotz Komplexitätsreduktion ein möglichst umfassendes Bild zeichnen; 

(2) Die gewählten Dimensionen sollten in der Lage sein, gemeinsame Maße (Indi-

zes) zu bilden; 

(3) Die Dimensionen sollten konkrete Bedeutung für Reichtums- und Armutsla-

gen besitzen und sich dabei möglichst trennscharf voneinander abgrenzen (vgl. 

Voges et al. 2003, S. 56). 

Auf Grundlage dieser Kriterien identifizieren sie fünf empirisch relevante Dimensio-

nen der Lebenslage, die zueinander in einem Interdependenzverhältnis stehen: (1) Ein-

kommen und Vermögen, (2) Bildung, (3) Erwerbsarbeit, (4) Wohnen und (5) Gesund-

heit (vgl. a.a.O., S. 57ff.; siehe auch Voges 2002, S. 264). 

Einkommen und 
Vermögen 

Bildung Erwerbsarbeit Wohnen Gesundheit 

Einkommen 
und Vermögen 
sind eine zent-
rale Dimension. 
So gehen häufig 

verminderte 
Chancen in an-
deren Dimensi-
onen mit Ein-

kommensarmut 
einher. 

Bildung stellt 
eine Investition 
in das eigene 

Arbeitsvermö-
gen dar. Sie be-

einflusst die 
Stellung im Be-
schäftigungs-

system und be-
stimmt Berufs- 
und Lebensper-

spektiven. 

Teilnahme am 
Erwerbsleben 

ermöglicht 
nicht nur Ein-
kommenserzie-
lung, sondern 

verteilt Lebens-
chancen. Es 

sollte hier nach 
Arbeitsbedin-
gungen und 

Entlohnung ge-
schaut werden.  

Notdürftiges 
Wohnen gilt als 
eine der Ursa-
chen für einge-
schränkte Teil-
nahme am ge-
sellschaftlichen 
Leben. Zudem 
ist der Zugang 
zu Ăgutemô 
Wohnraum 
nicht für alle 

gleich. 

Hier steht der 
Einfluss von 

materieller Un-
terversorgung 
auf den Ge-
sundheitszu-
stand, sowie 

der Zugang zu 
gesundheitsbe-
zogenen Leis-
tungen im Fo-
kus. Ebenso 

kann Krankheit 
Erwerbsunfä-
higkeit bedin-

gen. 

Tabelle 1 Dimensionen des Lebenslagenkonzeptes nach Voges (2002) 

Als Armut wird also diejenige Lebenslage verstanden, in welcher ein Mangelzustand in 

diesen zentralen Dimensionen besteht (vgl. Diehl 2017a, S. 80). Voges hat hierzu ver-

schiedene Unterversorgungsschwellen vorgeschlagen (vgl. Voges 2002, S. 264). 
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Trotz gewisser Schwierigkeiten in der Operationalisierung ist dem Lebenslagenkon-

zept die Erweiterung des Armutsbegriffs um immaterielle Dimensionen, seine Mul-

tidimensionalität, sein Lebenslaufbezug sowie die Berücksichtigung von Handlungs-

spielräumen und deren individueller Nutzung gutzuschreiben (vgl. Backes 1997, S. 

714). In dieser Perspektive ist Armut nicht ausschließlich auf Einkommensarmut be-

grenzt, sondern auf mehrdimensionale Unterversorgungslagen und deren Wechselwir-

kungen bezogen (vgl. Engels 2008, S. 643). Im Umkehrschluss bedeutet dies auch eine 

Erweiterung des Teilhabeverständnisses: Teilhabe wird hier nicht ausschließlich mit 

Blick auf den materiellen Lebensstandard betrachtet, sondern je nach Festlegung auch 

mit Fokus auf Bildung, Wohnqualität, Gesundheit und weiteren Bereichen. Das Spre-

chen und Nachdenken über Teilhabe gewinnt also mit dem Lebenslagenkonzept einen 

erweiterten Referenzrahmen. 

 

2.1.2 Ansatz der Verwirklichungschancen  

Der auch als Fªhigkeitenansatz oder Ăcapability approachô bezeichnete Ansatz der Ver-

wirklichungschancen wurde seit den 1980er Jahren vom indischen Philosophen und 

Ökonomen Amartya Sen auf Grundlage seiner Überlegungen zur Sozialwahltheorie 

und seiner Kritik der utilitaristisch geprägten Wohlfahrtsökonomie8 entwickelt und 

später auch in enger Zusammenarbeit mit der US-amerikanischen Philosophin Martha 

Nussbaum weitergeführt (vgl. Neuhäuser 2013, S. 63). Ausgangslage seines vielfach 

rezipierten Ansatzes ist die Erkenntnis, dass die Messung von Wohlfahrt aufgrund der 

Menge an erreichten Gütern9 bzw. des erreichten Nutzens an sich nicht aussagekräftig 

ist, wenn nicht auch die Verschiedenartigkeit der Menschen berücksichtigt wird, mit 

diesen Ressourcen und Gütern etwas anzufangen.  

ăGrundg¿ter sind ein Mittel zur Freiheit, aber sie bilden nicht das AusmaÇ der Frei-

heit ab, weil die Menschen über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, Grundgüter in 

die Freiheit umzuwandeln, ihre jeweiligen Ziele zu verfolgenò (Nussbaum 2000, S. 

148, zitiert nach Neuhäuser 2013, S. 60).  

Menschen sind demnach in unterschiedlichem Maße fähig, Ressourcen und Güter in 

bestimmte gewünschte und erreichbare Zustände umzuwandeln (vgl. a.a.O., S. 67). Die 

Ressourcen müssten deswegen stets in Bezug zu den Eigenschaften der Menschen, die 

 
8 Siehe hierzu Neuhäuser 2013, S. 19ff., 54ff. 
9 Als Güter werden nach einem erweiterten Güterbegriff von John Rawls Rechte, Freiheiten, Macht, 
Chancen, Einkommen, Vermögen und Selbstachtung verstanden (vgl. a.a.O., S. 60). 
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mit ihnen ausgestattet sind, gesetzt werden (vgl. Leßmann 2006, S. 34). Daher rührt 

Sens Unterscheidung von Funktionsweisen (ăfunctioningsò) und Fähigkeiten (ăcapabili-

tiesò). Unter Funktionsweisen versteht Sen alle tatsächlich realisierten und vorhande-

nen Zustände und Tätigkeiten eines Menschen. Fähigkeiten versteht er hingegen als 

die Menge an realisierbaren Funktionsweisen, also sein verfügbarer Handlungsspiel-

raum (vgl. Neuhäuser 2013, S. 64). 

ăDas Wohlergehen eines Menschen bemisst sich nach Sen jedoch [é] nicht in erster 

Linie anhand des Lebens, das er führt, sondern an den verschiedenen Lebenssituatio-

nen, die er erreichen kann. Die Menge an Lebenssituationen ð diese Bündel an Funk-

tionen ð nennt Sen Menge an Verwirklichungschancen ('capability set'). Sie beschreibt 

den Handlungsspielraum, den eine Person für ihre Lebensführung hat. Das Wohlerge-

hen einer Person steigt mit der Anzahl erreichbarer Lebenssituationen, weil dann der 

Handlungsspielraum ð ihre Freiheit ð grºÇer istò (Leßmann 2006, S. 34). 

Das Wohlergehen einer Person steigt also mit der Anzahl der Fähigkeiten als potentiell 

realisierbare Funktionsweisen. Dabei sind Ressourcen und Güter als Voraussetzung 

für die Verwirklichung von Funktionsweisen zu verstehen. Die Fähigkeit von Men-

schen, Ressourcen und Güter in Funktionsweisen umzuwandeln, steht jedoch in einem 

Abhängigkeitsverhältnis verschiedener Umwandlungsfaktoren, von denen Sen drei 

Kategorien unterscheidet (vgl. Neuhäuser 2013, S. 67f.): 

(1) Persönliche Umwandlungsfaktoren (Geschlecht, Gesundheitszustand, Intelligenz, 

Bildungsstand, etc.); 

(2) Soziale Umwandlungsfaktoren (soziale Normen, das Rechtssystem, politische 

Strukturen, Machtverhältnisse, etc.); 

(3) Umweltspezifische Umwandlungsfaktoren (natürliche und menschlich geschaffene 

Umwelt). 

ăVerwirklichungschancen entstehen demnach im Zusammenspiel zwischen individu-

ellen Ressourcen und gesellschaftlich bedingten Chancenò (Dittmann und Goebel 

2018, S. 28). Folgende Tabelle zeigt in einer Übersicht die zentralen Begriffe des An-

satzes nach Sen10:  

 

 
10 Zu den terminologischen und inhaltlichen Unterschieden zwischen dem Ansatz Amartya Sens und 
Martha Nussbaums siehe Leßmann 2006, S. 35f. 
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Funktionsweisen 
Fähigkeiten 

Verwirklichungschancen 
Umwandlungsfaktoren 

Alle tatsächlich realisierten 
und vorhandenen Zustände 
und Tätigkeiten (beings and 

doings) eines Menschen 

 

Realisierbare Funktionswei-
sen; potentielle oder latente 
Zustände oder Tätigkeiten 

 

(1) 
Persönliche 

Umwandlungsfaktoren 

(2) 
Soziale 

Umwandlungsfaktoren 

(3) 
Umweltspezifische 

Umwandlungsfaktoren 

Tabelle 2 Übersicht über die zentralen Begriffe des Fähigkeitenansatzes 

Werden nun die vorangegangenen Ausführungen auf eine Definition von Armut be-

zogen, könnten Menschen als arm gelten, ă[é] die keine oder wenige Wahlmöglich-

keiten in der Lebensführung und somit geringe Wahlmöglichkeiten besitzenò (Ditt-

mann und Goebel 2018, 28f.). Nach Dittmann und Goebel werde der Ansatz der Ver-

wirklichungschancen in den Sozialwissenschaften von vielen als das derzeit umfas-

sendste Konzept zum Verständnis von Armut anerkannt, weil er in seiner Ausrichtung 

auf Chancen der Lebensführung sowohl die Perspektive des Individuums als auch die 

gesellschaftliche Rahmung berücksichtige (vgl. a.a.O., S. 29). Seit dem Zweiten Ar-

muts- und Reichtumsbericht wird der Ansatz der Verwirklichungschancen in Verbin-

dung mit dem Lebenslagenansatz auch für die Sozialberichterstattung des Bundes ge-

nutzt. Im Zweiten Armuts- und Reichtumsbericht heißt es: 

ăDas Konzept versteht unter Verwirklichungschancen die Möglichkeiten oder umfas-

senden Fªhigkeiten [é] von Menschen, ein Leben führen zu können, für das sie sich 

mit guten Gründen entscheiden konnten und das die Grundlagen der Selbstachtung 

nicht in Frage stellt. Armut ist dann gleichbedeutend mit einem Mangel an Verwirk-

lichungschancen, Reichtum mit einem sehr hohen Maß an Verwirklichungschancen, 

deren Grenzen nur punktuell oder gar nicht erreicht werden. [é] Armut im Sinne 

sozialer Ausgrenzung und nicht mehr gewährleisteter Teilhabe liegt dann vor, wenn die 

Handlungsspielräume von Personen in gravierender Weise eingeschränkt und gleichbe-

rechtigte Teilhabechancen an den Aktivitäten und Lebensbedingungen der Gesellschaft 

ausgeschlossen sind.ò (Bundesregierung 2005, S. 9) 

Teilhabe misst sich aus dieser Perspektive also nicht daran, ob eine Person tat-

sächlich an den Aktivitäten und Lebensbedingungen der Gesellschaft teilhat, 
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sondern an ihrem Handlungsspielraum und ihrer Freiheit sich für oder gegen 

diese Aktivität oder Lebensform entscheiden zu können. Armut wäre dann als 

bedeutende Einschränkung des Handlungsspielraums zu verstehen, die letztlich 

mit einer Verringerung von Teilhabechancen einhergeht. Aus einer sozialpoliti-

schen Perspektive ă[é] ist daher die Untersuchung wesentlicher Bestimmungs-

faktoren der Verwirklichungschancen [bedeutsam] [é]ò (vgl. Arndt et al. 2006, 

S. 11). Denn die Untersuchung dieser gesellschaftlichen Umwandlungsfaktoren 

in der Sozialforschung oder Sozialberichterstattung schafft eine Datengrundlage 

für die sozialpolitische Bearbeitung bzw. Angleichung von Verwirklichungs-

chancen ð und somit für Teilhabechancen. 

 

2.1.3 Exklusionsansätze 

ăWas ist Exklusion? Ein Begriff, in dem sich das Bewusstsein einer tiefgreifenden ge-

sellschaftlichen Verªnderung b¿ndeltò (Kronauer 2010a, S.12). Der ab den 1980er Jah-

ren in Frankreich in Anbetracht der Verfestigung von Massenarbeitslosigkeit und einer 

ăneuen sozialen Frage der Gegenwartò von Robert Castel und Serge Paugam geprªgte 

Exklusionsbegriff hat im deutschen und europäischen Diskurs seither eine große Po-

pularität entfaltet (vgl. Kronauer 2010b; Zeh 2015, S. 75ff.). Historischer Hintergrund 

seiner Thematisierung ist die sogenannte ăKrise des Fordismusò mit der Wiederkehr 

einer als überwundenen sozialen Ungleichheit mit einem sprunghaften Anstieg der Ar-

beitslosigkeit und der Erosion von Normalarbeitsverhältnissen sowie -biographien 

(vgl. Anhorn 2008, S. 16f.). Dieser gesellschaftliche Umbruch löste eine Debatte über 

die adäquate soziologische Erfassung dieser ăneuen sozialen Frageò aus, welche in 

Form der Exklusionsdebatte z.T. zu einer Distanzierung von klassischen soziologi-

schen Schichtungs- und Klassenmodellen führte, die nun nicht mehr als aussagekräftig 

genug eingeschätzt wurden (vgl. Mogge-Grotjahn 2018, S. 67; Callies 2008, S. 265). 

Dabei markiert der Exklusionsbegriff mit der Erweiterung vertikaler sozialer Ungleich-

heit (ăobenò und ăuntenò) um die horizontale Dimension des ăInnenò und ăAuÇenò 

einen Perspektivwechsel.  ăWer von sozialer Exklusion oder Ausgrenzung spricht, un-

terstellt eine Abspaltung eines Bevölkerungsteils von der übrigen Gesellschaftò (Callies 

2008, S. 263f.). Die damit enthaltene Innen-Außen-Dichotomie suggeriert somit die 

Möglichkeit des Ausschlusses von Menschen in einem ăAuÇenò der Gesellschaft. Ne-

ben seiner wissenschaftlichen Uneindeutigkeit ist dies ein wichtiger Punkt, weswegen 

sich Castel vom Exklusionsbegriff kritisch distanziert: bei den vom Exklusionsbegriff 
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bezeichneten Phänomenen handle es sich weniger um eine nach strengen Regeln kon-

struierte Form negativer Diskriminierung, sondern um Prekarisierung, soziale Ver-

wundbarkeit und Marginalisierung11 (vgl. Castel 2008, S. 83). Nach seiner Auseinan-

dersetzung mit Castels Kritik und dem dichotomischen Exklusionsbegriff in der Sys-

temtheorie entwickelt Kronauer sein Verständnis von Exklusion als Gleichzeitigkeit 

des Drinnen und Draußen (vgl. Kronauer 2010a, S. 141ff.). Denn durch den Ausbau 

der Wohlfahrtsstaaten und die Anhebung des Lebensstandards in den ersten Jahrzehn-

ten nach dem Zweiten Weltkrieg sei ein höherer Grad an sozialer Integration des Drin-

nen erreicht worden, der nun durch Exklusionsprozesse gefährdet werde (vgl. a.a.O., 

S. 24).  

ăVon Exklusion zu sprechen macht durchaus Sinn, wenn Inklusion ein Verhªltnis 

meint, das durch die Gewährung grundlegender Anrechte auf Anerkennung und Teil-

habe gekennzeichnet ist. Exklusion bedeutet dann entsprechend von diesen Anrechten 

ausgeschlossen zu sein. [é] Es bedeutet, Teil einer Gesellschaft zu sein und dennoch 

die Erfahrung machen zu m¿ssen, nicht dazuzugehºren.ò (Callies 2008, S. 265) 

Neben der Partizipation durch Teilhaberechte identifiziert Kronauer zudem die Inter-

dependenz von Menschen untereinander durch Erwerbsarbeit und soziale Beziehung 

als weiteren Modus gesellschaftlicher Zugehörigkeit12 (vgl. Kronauer 2010a, S. 145-

149). Aus dieser Perspektive erscheint es naheliegend, dass ă[...] Exklusionsansätze Ar-

mut über die soziale Integration und die Verwirklichung sozialer Rechte, wie z.B. 

Chancengleichheit, faire Arbeitsbedingungen oder Sozialschutz bei Arbeitslosigkeit 

[bestimmen]ò (Dittmann und Goebel 2018, S. 29; Hervorh. im Orig.). 

Trotz aller Kritik an seiner Uneindeutigkeit bestehen die Vorteile des Exklusionsbe-

griffes vor allem in seiner Perspektivenerweiterung auf Zugehörigkeiten und Teilha-

bechancen und in seiner Analyse von Armutsursachen, die in der Konsequenz eine 

Neuausrichtung der Sozialpolitik auf Inklusion und Fragen der gesellschaftlichen Zu-

gehörigkeit bedeutet (vgl. a.a.O., S. 30f.). Der Exklusionsdebatte ist zudem die Prob-

lematisierung eines neuen Ausmaßes sozialer Verwundbarkeit zu verdanken, die vor 

dem Hintergrund der wohlfahrtstaatlichen Integrationsleistung und sozialer Teilhaber-

echte von betroffenen Personen als dramatischer Bruch mit diesen Ansprüchen und 

 
11 Ergebnis seiner Kritik ist die Einführung des Begriffes der Entkoppelung als Modus zwischen der 
Integration und Exklusion. Er versucht damit, Entkoppelung als Prozess vom Zentrum in die Peripherie 
zu denken, um den ausschlieÇlichen Blick auf das ĂAuÇenô auf die allgemeine Erhºhung der sozialen 
Verwundbarkeit in der gesamten Gesellschaft zu richten (vgl. Castel 2008, S. 71ff.). 
12 Diese Teilhabemodi werden in Kapitel 2.2.3 näher betrachtet. 
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sozialpolitischen Errungenschaften erlebt wird (vgl. Callies 2008, S. 283; Kronauer 

2010a, S. 24). Mit Zeh lässt sich zusammenfassen, dass sich der Exklusionsbegriff vor 

allem durch seine Bezugnahme auf soziale Teilhabe und Rechte, sowie durch seine 

Mehrdimensionalität und seine Betonung gradueller Exklusionsprozesse auszeichnet 

(vgl. Zeh 2015, S. 81). Dies lässt sich mithin auch für das implizit mitschwingende 

Verständnis von Teilhabe festhalten. 

1. 2. 3. 

Relationalität Mehrdimensionalität Gradueller Prozess 

Exklusion ist ein relationa-
ler Begriff. In Bezug auf so-
ziale Teilhabe und Rechte 
stehen dabei Fragen zur 
Ressourcenverteilung, zu 
Interaktionsbeziehungen 

und zur Chancengleichheit 
im Zentrum. 

Exklusion ist ein mehrdi-
mensionales Phänomen, 
wobei der subjektiven 

Wahrnehmung von Exklu-
sion eine besondere Rolle 

beigemessen wird. 

Exklusion beschreibt kein 
einfach ĂDrinnenô oder 
ĂDrauÇenô, sondern eher 

Abstufungen eines graduel-
len und dynamischen Pro-

zesses. 

Tabelle 3 Dimensionen des Exklusionsbegriffes nach Zeh (vgl. ebd.) 

 

2.1.4 Zusammenfassung 

Trotz ihrer unterschiedlichen disziplinären Genese und ihrer durchaus verschiedenen 

inhaltlichen Schwerpunkte bringen alle drei vorgestellten Armutskonzepte relevante 

Implikationen für das Teilhabeverständnis mit, das in dieser Arbeit entwickelt wird. 

Zum einen drückt sich dies in der Erweiterung eines rein materiell ausgerichteten Teil-

habebegriffs um immaterielle Dimensionen aus. Damit sehen sie die Aussagekraft des 

Einkommens als einziger Indikator für Wohlergehen und Teilhabe kritisch und spre-

chen sich für eine mehrdimensionale Betrachtung von Teilhabe aus (vgl. Leßmann 

2006, S. 31). Aus Sicht des Lebenslagenansatzes und des Ansatzes der Verwirkli-

chungschancen steht zudem der Mensch als Handelnder im Mittelpunkt, der entspre-

chend aktiv Einfluss auf sein Handlungsspielraum und seine Teilhabe nehmen kann. 

Gleichwohl gilt: ăWann Zugehºrigkeit beginnt und Ausschluss beginnt, ist davon ab-

hängig, wo eine Person in der Gesellschaft verortet istò (Callies 2008, S. 276). So be-

einflussen die Ressourcen, die Menschen in unterschiedlichen Bereichen erwerben o-

der ihnen zur Verfügung stehen, die Weite ihres Handlungsspielraums und somit ihrer 

Teilhabemöglichkeiten. Die Betrachtung von Armut in Relation zu den Ansprüchen 

und Normen, die je nach Gesellschaft, Milieu oder historischem Kontext erheblich 
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variieren können, sollte abschließend nicht ohne Auswirkung auf die Betrachtung von 

Teilhabe bleiben. Diese Überlegungen sollen im folgenden Kapitel entwickelt und ver-

tieft werden. 
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2.2 Teilhabe 

Nach einem ersten theoretischen Einblick in das Thema ăArmutò betrachtet dieses 

Kapitel den Teilhabediskurs. Beginnend mit einer Definition des Teilhabebegriffs, 

wird diskutiert, wie und ob sich dieser Begriff vom Partizipationsbegriff unterscheidet 

und abgrenzt. Grund für diese Überlegungen ist die meist synonyme Verwendung die-

ser Begriffe, sowie deren mangelnde begriffliche Abgrenzung. Nach diesem Exkurs 

widmet sich der nächste Abschnitt einer Systematisierung von Teilhabedimensionen 

mit der zugrundeliegenden Frage nach unterscheidbaren Orten und Sphären sowie 

Formen der Teilhabe.  

2.2.1 Definition 

ăDie Teilhabe von Menschen an der Welt bezieht sich seit der Gesellschaftlichkeit, die 

die Existenz der Menschen von Anfang an begleitet, auf die Gesellschaftò  (Scheu und 

Autrata 2013, S. 211). Aus einer anthropologisch-historischen Perspektive, wie sie 

Scheu und Autrata in Bezug auf Partizipation entwickeln, ist das Menschsein in seiner 

gesellschaftlichen Vermitteltheit stets durch die Teilhabe an Gesellschaft, ihren Res-

sourcen und ihren Bedeutungsmustern gebunden (vgl. a.a.O., 211). Doch es ist die 

Erfahrung und Thematisierung ungleichen Zugangs zu gesellschaftlichen Ressourcen, 

die im heutigen Diskurs den Teilhabebegriff besonders prägt. Denn mit ihm werden 

Fragen der gesellschaftlichen Zugehörigkeit und Ungleichheit diskutiert und verhan-

delt (vgl. Bartelheimer 2007, S. 8). Nach einem kurzen Blick auf die Geschichte des 

Teilhabebegriffs und seinen sozialstaatlichen und -rechtlichen Implikationen umreißt 

dieses Kapitel den aktuellen politischen und wissenschaftlichen Teilhabediskurs, um 

anschließend eine Arbeitsdefinition von Teilhabe für die Zwecke dieser Arbeit zu ent-

wickeln. 

Das Konzept der Teilhabe als Beziehung eines Teils zum Ganzen hat seine Ursprünge 

sowohl in philosophischen als auch in christlichen theologischen Bezügen  (vgl. Null-

meier 2015, S. 97). Während der griechische Begriff Ămethexisô13 bereits bei Aristoteles 

auf den Teil und Anteil nehmenden Bürger verweist, wird in den theologischen Schrif-

ten von Paulus und Augustinus mit Ăparticipatioô14 ă[é] sowohl allgemeine Zugehö-

rigkeit als auch die Vorstellung bezeichnet, dass Gott Teilhabe an seinem Wesen 

 
13 Griechisch für Teilhabe, auch Teilnahme (vgl. Nullmeier 2015, S. 97). 
14 Substantivierung von 'participare', lateinisch für 'teilnehmen lassen', 'teilen', 'teilhaben an' (vgl. Sto-
wasser et al. 2008, S. 364.). 
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schafft [é]ò (ebd.). Die deutschen Begriffe ĂTeilhabeô wie Ăteilnehmenô treten zuerst 

mit religiösem Bezug im Mittelhochdeutschen auf und nehmen damit Elemente auf, 

die bereits im Partizipationsbegriff integriert sind. Die theologische Bedeutung von 

Ăparticipatioô und ĂTeilhabeô verlieren sich allerdings im philosophischen Denken der 

Neuzeit (vgl. ebd.). 

Während sich ab 1960er Jahren ĂPartizipationô zu einem zentralen Begriff demokratie-

theoretischer Konzepte der politischen Beteiligung und Mitwirkung entwickelt, wird 

auch der Begriff der Teilhabe und der Teilhaberechte in den Rechtswissenschaften 

entfaltet und diskutiert. 1953 durch den Verwaltungsrechtler Ernst Forsthoff im Kon-

text einer Gegenüberstellung von Rechts- und Sozialstaat in den Diskurs eingeführt 

bezeichnen Teilhaberechte eine Ergänzung der Abwehr- und Freiheitsrechte mit ei-

nem grundrechtlich verbürgten Anspruch auf staatliche Hilfe- und Transferleistungen. 

ăGrundrechte sind nun eine Aufforderung zur Herstellung der sozialen Voraussetzun-

gen zur Nutzung der Freiheitsrechteò (Nullmeier 2010, S. 33). Mit dem Numerus Clau-

sus-Urteil15 des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 1972 wird der Begriff der 

Teilhaberechte endgültig positiv besetzt und zur Grundformel eines sozialstaatlichen 

Grundverständnisses erhoben (vgl. ebd.). ăSozialen Rechten kommt somit eine grund-

legende Bedeutung zu als Vermittler von gesellschaftlicher Partizipationò (Kronauer 

2010b, S. 29). Die verfassungstheoretische, positive Besetzung des Teilhabebegriffs 

ermöglicht ab den 1970er Jahren seine Verbreitung in zentralen Gesetzestexten, ins-

besondere in den Sozialgesetzen, wo er als Maßstab für die Definition und Festlegung 

von Bedarfen und des sozio-kulturellen Minimums fungiert (vgl. Nullmeier 2010, S. 

33). ăTeilhabe als sozialstaatliches Leitkonzept bezeichnet dabei die Schwelle, deren 

Unterschreiten öffentliches Handeln und soziale Sicherungsleistungen auslºsen sollò 

(Bartelheimer 2007, S. 5). Dementsprechend steht hinter der Frage, was Teilhabe ei-

gentlich ausmache, ă[é] oft ein handfester Streit um Anspr¿che an den Sozialstaat, 

die neu auszuhandeln sindò (a.a.O., S. 17). Ihre Aushandlung und Ausgestaltung sind 

deswegen im Gegensatz zu Schutz- und Freiheitsrechten allerdings viel stärker politi-

schen Verhandlungen und Veränderungen ausgesetzt (vgl. Kronauer 2010, S. 29).  

 
15 Das Numerus Clausus Urteil von 1972 hat ausgehend vom Grundrecht der Berufsfreiheit, dem allge-
meinen Gleichheitssatz und dem Sozialstaatsprinzip geregelt, dass Zulassungsbeschränkungen zu einem 
Studium nur unter begrenzten Bedingungen möglich sind. Zentral war dabei der Begriff der Teilhaber-
echte, mit dem der Sozialstaat als ăVerteiler von Lebenschancenò im Bereich der ºffentlich organisierten 
Hochschulbildung verpflichtet wurde, Teilhabechance zu ermöglichen (vgl. Bundesverfassungsgericht, 
Urteil vom 18.07.1972). 
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Bereits diese Ausführungen verdeutlichen die enge Verbindung zwischen dem Spre-

chen über Teilhabe und Vorstellungen sozialer Gerechtigkeit sowie sozialen Aus-

gleichs. Diese Kompabilität zeigt sich insbesondere in der Wortneuschöpfung ĂTeilha-

begerechtigkeitô, die in den späten 1990er Jahren in den Gerechtigkeitsdiskurs einge-

führt wurde16. Der Teilhabebegriff dieser Debatte ist dabei eng mit dem Diskurs um 

Exklusion und Inklusion verknüpft, der ab den 1980er Jahren vom französischen Dis-

kurs in die europäischen politische und wissenschaftliche Debatte Eingang fand (siehe 

Kap. 2.1.3). Das Phänomen sozialer Exklusion ist dabei der Thematisierung von Teil-

habe inhärent, da ihre Problematisierung im Sinne nicht gewährter Teilhabechance be-

reits von einem verunmöglichten Zugang eines Teils zum Ganzen ausgeht. So be-

schreibe nach Alicke, Eichler und Laubstein  

ăTeilhabe [é] als Gegenmodell zu Ausgrenzung, Vulnerabilität und Prekarität diejeni-

gen Möglichkeiten der Nutzung gesellschaftlicher Ressourcen, die über die Er-

füllung physischer und materieller Grundbedürfnisse und rechtlicher Gleichstel-

lung hinausgehen und ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kultu-

rellen und politischen Leben mºglich machenò (Alicke et al., S. 37).  

Teilhabe als Gegenmodell zu Exklusion bezeichnet in diesem Sinne eine umfassende 

Einbeziehung in die wesentlichen gesellschaftlichen Vorgänge und Institutionen bzw. 

systemtheoretisch gesprochen Funktionssysteme. Neben ĂInklusionô und ĂSelbstbe-

stimmungô fungiert ĂTeilhabeô als prominenter Leitbegriff f¿r Aktivitªten und Leistun-

gen der Politik und Forschung für Menschen mit Behinderung, so z.B. in den Teilha-

beberichten der Bundesregierung17 oder in der Entwicklung der Teilhabeforschung, 

sowie als zentrale politische Forderung der Bewegung (Beck 2014, S. 268). Auch in 

 
16 Als Eingriff in die Gerechtigkeitsdebatte wurde der Terminus der Teilhabegerechtigkeit schon früh 
als Alternative zu Verteilungsgerechtigkeit verstanden und zielte meist nur auf die Herstellung einer 
Zugangsteilhabe, anstatt diese auf Mitwirkungsteilhabe zu erweitern (vgl. Nullmeier 2010, S.34). ăWªh-
rend ĂTeilhaberechteô ein gutes Konzept f¿r einen sozialstaatlich ausgerichteten Freiheitsbegriff darstel-
len, bietet ĂTeilhabegerechtigkeitô keinen hinreichenden Widerstand gegen eine moderat wirtschaftslibe-
rale Reinterpretation des Gerechtigkeitsbegriffs und allein auf Grundsicherung zielende Sozialpolitikò 
(Nullmeier 2010, S. 34. 
17 Die Definition von Behinderung, wie sie von der Bundesregierung auf Grundlage der UN-BRK für 
die Teilhabeberichte zugrunde gelegt wird, beruht maßgeblich auf dem Teilhabebegriff: ăBehinderungen 
entstehen immer dort und immer dann, wo und wann Teilhabechancen von Menschen mit Beein-
trächtigungen nicht in einem Umfang und einer Qualität genutzt werden können, die ihnen 
Selbstbestimmung, Eigenständigkeit, Gesundheit, Sicherheit, Zugang zu Kommunikation, Information, 
Bildung, Arbeitsleben, Wohnen und Nutzung öffentlicher und privater Räume, Politik und Kultur, er-
öffnen. Grundvoraussetzung sind hierfür gerechte Chancen einer autonomen Lebensführung und Teil-
habe am Leben in der Gemeinschaft für alle [...].ò (Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2016, S. 
33; Hervorh. A.A.) 
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Sozialforschung und Sozialberichterstattung bildet das Teilhabekonzept eine wichtige 

Referenz. Die dabei untersuchten Lebenslagen sollen Aufschluss darüber geben, wie 

viel Teilhabe Personen oder Gruppen realisiert haben bzw. konnten (Bartelheimer 

2007, S. 8). Seit dem Zweiten Armuts- und Reichtumsbericht rahmt das Konzept der 

Teilhabe- und Verwirklichungschancen von Amartya Sen, auch Ăcapability approachô 

genannt, in Verbindung mit dem Lebenslagenansatz die Sozialberichterstattung des 

Bundes (siehe Kapitel 2.1.2). Damit wird der Blick auf unterschiedliche Lebenslagen 

wie Gesundheit, Bildung und Wohnen um ungleiche Verwirklichungschancen erwei-

tert (Bundesregierung 2008, S. 1). Auch in Bezug auf Migration und Integration wird 

festgestellt, dass erfolgreiche Einwanderungsgesellschaften ă[é] sich nicht nur zur 

Vielfalt bekennen, sondern allen Menschen faire Chancen auf Teilhabe und Partizipa-

tion ermºglichen.ò (Beauftrage der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 

Integration 2016, S. 35).  

Doch wie kann man sich Teilhabe als gesellschaftlichen und individuellen Prozess vor-

stellen? Bartelheimer hat auf Grundlage des Ansatzes der Verwirklichungschancen die 

verschiedenen Bedingungen gelingender Teilhabe in einem Modell zusammengeführt 

(siehe Abbildung 1). Zunächst zeigt das Modell die materiellen Ressourcen und 

Rechtsansprüche, die erst die Möglichkeit von Teilhabe eröffnen. Die Wahrnehmung 

dieser Möglichkeit erfordert jedoch sowohl individuelle Fähigkeiten als auch förderli-

che gesellschaftliche Bedingungen. Daraus ergeben sich die individuell vorhandenen 

Verwirklichungs- und Teilhabechancen eines Subjektes. Das Teilhabeergebnis resul-

tiert jedoch erst aus dem verfügbaren Handlungs- und Entscheidungsspielraum der 

Akteur*innen sowie dem subjektiv gewählten Teilhabeziel; also letztlich aus dem akti-

ven Streben von Individuen auf Grundlage der ihnen verfügbaren Verwirklichungs- 

und Teilhabechancen (vgl. Bartelheimer 2007, S. 9f.).  
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Abbildung 1 Modell eines Teilhabeprozesses; eigene Darstellung (vgl. Bartelheimer 2007, S. 9) 

Nach diesem Modell sind die gesellschaftlichen Bedingungen ă [...] daran zu messen, 

welche Handlungs- und Entscheidungsspielräume diese den Individuen lassen, um 

ganz persönliche oder von ihnen geteilte, gesellschaftlich übliche Teilhabeziele zu ver-

wirklichenò (Bartelheimer 2007, S. 10). Der Vorteil dieses Modells zeigt sich vor allem 

in seiner Konsequenz für sozialstaatliche Interventionen: das Ziel bestünde nicht darin 

Teilhabeergebnisse und Lebenslagen anzugleichen (denn diese müssen ja nicht 

zwangsläufig von allen gleich angestrebt werden), sondern Ungleichheiten bereits bei 

den Verwirklichungschancen zu identifizieren und zu mindern (vgl. ebd.). 

Ein hinreichend bestimmter Teilhabebegriff sollte mindestens fünf Aspekte berück-

sichtigen: (1) die Relativität und (2) Mehrdimensionalität von Teilhabe, sowie (3) das 

Bestehen unterschiedlicher Teilhabeformen und die Anerkennung von Teilhabe (4) als 

dynamisches Konzept und (5) als aktive Handlung von Individuen (vgl. Bartelheimer 

2007, S. 8). Diese Kriterien entsprechen weitgehend den Aspekten, die nach der Aus-

einandersetzung mit dem Lebenslagenkonzept, dem Ansatz der Verwirklichungschan-

cen und des Exklusionsansatzes herausgestellt wurden. 
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1. 2. 3. 4. 5. 

Relativität 
Mehrdimensio-

nalität 

Identifizierung 
von  

Teilhabeformen 

Dynamisches 
Konzept 

Teilhabe ist  
aktiv 

Teilhabe ist an 
die sozio-öko-

nomischen 
Möglichkeiten 
einer gegebe-
nen Gesell-

schaft gebun-
den. 

Teilhabemodi 
ergeben sich 

erst durch das 
Zusammenspiel 
verschiedener 
Teilhabefor-

men. 

Teilhabe be-
schreibt kein 
einfach ĂDrin-
nenô oder 

ĂDrauÇenô, son-
dern eher Ab-
stufungen un-
gleicher Teil-

habe. 

(Gelingende) 
Teilhabe kann 
nicht allein zu 
einem Zeit-

punkt, sondern 
in einer zeitli-
chen Dynamik 
beurteilt wer-

den. 

Teilhabe wird 
von Subjekten 
durch soziales 

Handeln und in 
sozialen Bezie-
hungen ange-
strebt und ver-

wirklicht. 

Tabelle 4 Fünf Anforderungen an einen Teilhabebegriff; eigene Darstellung (vgl. Bartelheimer 
2007, S. 8) 

Die Vorstellung und Operationalisierung von Teilhabe ist ð wie der Armutsbegriff ð 

stets an die sozio-ökonomische Situation einer gegebenen Gesellschaft gebunden. So 

können Teilhabeschwellen je nach nationalem oder regionalem Kontext unterschied-

lich diskutiert und festgelegt werden. Der ĂTeilhabemodusô einer einzelnen Person oder 

auch gesellschaftlichen Gruppe ergibt sich dabei erst durch das Zusammenspiel ver-

fügbarer Teilhabeformen. Zum Beispiel ermöglicht die Teilhabe am Erwerbsleben den 

Erwerb finanzieller (und auch sozialer) Ressourcen, welche die Teilhabe an kosten-

pflichtigen Kultur- und Freizeitangeboten erleichtern. Teilhabe am Erwerbsleben ist 

aber wiederum maßgeblich durch eine erfolgreiche Teilhabe am Bildungssystem be-

dingt. Unterschiedliche Teilhabeformen werden in Kap. 2.2.3. identifiziert und syste-

matisiert. Teilhabe ist weiterhin als ein dynamisches Konzept zu verstehen: Teilha-

bechancen können sich über den Lebensverlauf ändern, erweitern oder verringern18. 

Teilhabe sollte deswegen nicht nur punktuell, sondern auch in einer zeitlichen Dyna-

mik betrachtet werden. Letztlich beruht Teilhabe auf der Aktivität und den (inter-) 

subjektiven Zielen von Individuen. Teilhabe stellt sich hiermit als ein komplexes und 

voraussetzungsvolles gesellschaftliches Phänomen dar.  

 
18 Diese Perspektive ist maßgebend für die Konzeption der Armuts- und Reichtumsbericht der Bun-
desregierung seit 2013. Neben der Beschreibung von einzelnen Lebenslagen in der Gesamtbevölkerung 
wird der Blick auch auf Erfolgs- und Risikofaktoren in den Lebensphasen der Kindheit und Jugend, des 
jüngeren, mittleren, älteren sowie hochbetagten Erwachsenenalter gerichtet. Grundlegend ist dabei die 
Annahme, dass mit unterschiedlichen Lebensphasen verschiedene Teilhabeerfordernisse einhergehen 
und die Übergänge zwischen den Phasen Weichen für zukünftige Teilhabechancen stellen (vgl. Bundes-
regierung 2013, 25f.). 
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In seiner Gründungserklärung von 2015 bringt das Aktionsbündnis Teilhabeforschung 

die zuvor genannten Elemente in einer Arbeitsdefinition von Teilhabe zusammen 

(siehe Tabelle 2). Ausgehend von einer allgemeinen Definition von Teilhabe als 

ăWechselwirkungsverhältnis zwischen Gesellschaft, Umwelt und Individuumò19 spe-

zifiziert das Bündnis seine Definition auf einer strukturellen, prozessualen, individuel-

len, deskriptiv-empirischen und normativen Ebene (Aktionsbündnis Teilhabefor-

schung 2015, S. 3). Auch wenn diese Arbeitsdefinition für die Teilhabeforschung in 

Bezug auf Menschen mit Behinderung operationalisiert wurde, eignet sie sich in ihren 

allgemein gehaltenen Ausführungen auch für die Untersuchung von Teilhabechancen 

und -ergebnissen im Allgemeinen und wird für die Zwecke dieser Arbeit genutzt. 

Allgemeine Definition: 

ăTeilhabe kann verstanden werden als Wechselwirkungsverhältnis zwischen Gesellschaft, 

Umwelt und Individuum.ò 

Spezifikationen 

1. 2. 3. 4. 5. 

Strukturelle  
Ebene 

Prozessebene 
Individuelle 

Ebene 
Deskriptiv-empi-

rische Ebene 
Normative  

Ebene 

Bedingungen, 
Ressourcen und 
Möglichkeiten 

für das barriere-
freie und vielfäl-
tige Eingebun-
den-Sein in ge-
sellschaftliche 
und kulturelle 

Lebensbereiche 
und Funktions-

systeme 

Möglichkeiten 
zur (An-) Teil-
nahme, Beteili-
gung, Mitwir-
kung und Mit-
bestimmung in 
den persönli-
chen, öffentli-

chen und politi-
schen Angele-

genheiten 

Verwirkli-
chungschancen 
im Sinne von 

Handlungs- und 
Gestaltungspiel-
räumen in per-
sönlicher Le-
bensführung 

und Alltagsbe-
wältigung 

Konzept, um 
Bedingungen, 
Prozesse und 

Ergebnisse von 
gesellschaftli-
chen Inklusi-

ons- und Exklu-
sions-vorgängen 
besser zu ver-

stehen 

Positiver Aus-
druck gesell-

schaftlicher Zu-
gehörigkeit und 
damit ein Ge-
genbegriff zu 
sozialer Aus-

grenzung 

Tabelle 5 Teilhabedefinition des Aktionsbündnis Teilhabeforschung; eigene Darstellung (Akti-

onsbündnis Teilhabeforschung 2015, S. 3) 

Mit der Unterscheidung zwischen einer strukturellen, prozessualen, individuellen, de-

skriptiv-empirischen und normativen Ebene nimmt diese Definition Elemente der vo-

rangegangenen Ausführungen auf. Die Betrachtung von Teilhabe auf einer strukturellen 

 
19 Diese Definition bleibt allerdings zu allgemein. Die gesellschaftliche bedingte Existenz von Menschen 
ist immer als interdependentes Verhältnis zwischen Individuum und Gesellschaft zu verstehen. Dieses 
Kriterium allein kann Teilhabe somit nicht genug von anderen Formen menschlichen Handels unter-
scheiden. Vielmehr sollte eine solche allgemein gehaltene Definition mindestens um den Aspekt der 
gesellschaftlichen Exklusion und deren Entgegenwirkung ergänzt werden. 



- 25 - 

 

und individuellen Ebene findet sich in dem Modell von Bartelheimer (2007) als gesell-

schaftliche Bedingungen und individuelle Fähigkeiten, sowie in den sich daraus erge-

benden individuellen Verwirklichung- und Teilhabechancen wieder (siehe Abb. 1). Auf 

der deskriptiv-empirischen Ebene beschreibt Teilhabe ein Konzept, welches die Untersu-

chung gesellschaftlicher Inklusions- und Exklusionsprozesse rahmt. Dies wurde be-

reits am Beispiel der Armuts- und Reichtumsberichte der Bundesregierung erläutert. 

Auf der normativen Ebene ist die diskursive Setzung von Teilhabe als positiver Ausdruck 

gesellschaftlicher Zugehörigkeit und Gegenbegriff zu sozialer Ausgrenzung deutlich 

geworden. Es wird mit der Unterscheidung einer Prozessebene in der Definition des Ak-

tionsbündnisses allerdings nicht klar, was sich genau unter dieser prozessualen Per-

spektive verbirgt. Vielmehr scheint sich der Prozessbegriff auf den Aspekt der Mitbe-

stimmung und Beteiligung an Entscheidungsprozessen zu beziehen, wobei fraglich ist, 

inwiefern sich diese Ebene von der strukturellen und individuellen Ebene analytisch 

unterscheidet. Die Teilhabe an persönlichen, öffentlichen oder politischen Entschei-

dungsprozessen ist nämlich sowohl durch strukturelle Bedingungen als auch durch in-

dividuelle Ressourcen geprägt. Sinnvoller erscheint es, diesen Aspekt unter den Begriff 

der Partizipation zu fassen (siehe Kap. 2.2.2.). Deswegen wird auf die Prozessebene 

als Bestandteil einer Teilhabedefinition für diese Arbeit verzichtet. 

Zusammenfassend lässt sich mit Blick auf die Untersuchung dieser Arbeit folgende 

Definition von Teilhabe festhalten (siehe Tabelle 3):  

Ausgehend von einem problematisierten Verhältnis eines Teils zum gesellschaftlichen 

Ganzen (Exklusion) bezeichnet Teilhabe die Einbeziehung von Individuen oder ge-

sellschaftlichen Gruppen in wesentliche gesellschaftliche Lebensbereiche und Funkti-

onssysteme. Teilhabe zeichnet sich durch Relativität, Mehrdimensionalität und Abstu-

fungen von Teilhabeformen aus und lässt sich nur als dynamisches Konzept und durch 

das aktive Handeln von Subjekten verstehen. Teilhabe kann auf der strukturellen, in-

dividuellen, deskriptiv-empirischen und normativen Ebene definiert werden, wobei in 

dieser Arbeit ausschließlich aus einer strukturellen Perspektive operiert wird. Denn es 

wird die Verbreitung von Sozialpässen als strukturelle Bedingung und Ressource für 

kulturelle Teilhabe in Armutslagen untersucht. 
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Teilhabe 

Ausgehend von einem problematisierten Verhältnis eines Teils zum gesellschaftlichen Gan-
zen (Exklusion) bezeichnet Teilhabe die Einbeziehung von Individuen oder gesellschaftli-
chen Gruppen in wesentliche20 gesellschaftliche Lebensbereiche und Funktionssysteme.  

Merkmale 

Relativität 
Mehrdimensio-

nalität 
Identifizierung von 
Teilhabeformen 

Dynamisches 
Konzept 

Aktives Han-
deln von Subjek-

ten 

Teilhabe ist an 
die sozio-öko-

nomischen 
Möglichkeiten 

einer gegebenen 
Gesellschaft ge-

bunden. 

Teilhabemodi 
ergeben sich 

erst durch das 
Zusammenspiel 
verschiedener 
Teilhabefor-

men. 

Teilhabe be-
schreibt kein 
einfach ĂDrin-
nenô oder 

ĂDrauÇenô, son-
dern eher Ab-
stufungen un-
gleicher Teil-

habe. 

Teilhabe kann 
nicht allein zu 
einem Zeit-

punkt, sondern 
in einer zeitli-
chen Dynamik 
beurteilt wer-

den. 

Teilhabe wird 
von Subjekten 
durch soziales 

Handeln und in 
sozialen Bezie-
hungen ange-
strebt und ver-

wirklicht. 

Ebenen 

Strukturelle  
Ebene 

Individuelle Ebene 
Deskriptiv-empirische 

Ebene 
Normative  

Ebene 

Bedingungen, Res-
sourcen und Mög-
lichkeiten für das 
barrierefreie und 

vielfältige Eingebun-
den-Sein in gesell-

schaftliche und kul-
turelle Lebensberei-
che und Funktions-

systeme 

Individuelle Fähig-
keiten und Verwirk-
lichungschancen im 
Sinne von Hand-
lungs- und Gestal-
tungspielräumen in 
persönlicher Le-
bensführung und 

Alltagsbewältigung 

Konzept, um Bedin-
gungen, Prozesse 

und Ergebnisse von 
gesellschaftlichen 

Inklusions- und Ex-
klusions-vorgängen 
besser zu verstehen 

Maßstab für die De-
finition und Festle-
gung des sozio-kul-
turellen Existenzmi-

nimums 

Leitkonzept des So-
zialstaates (Teilha-

berechte) 

Positiver Ausdruck 
gesellschaftlicher 

Zugehörigkeit und 
Gegenbegriff zu so-

zialer Ausgren-
zung/Exklusion 

Teilhabe wird in dieser Arbeit auf einer strukturellen Ebene betrachtet. 

Tabelle 6 Teilhabedefinition; eigene Darstellung 

Es ist in den vorangegangenen Ausführungen deutlich geworden, wie ĂTeilhabeô sich 

ausgehend von einem sozialstaatlichen Leitkonzept ab den 1960er Jahren sowohl zu 

einer relevanten politischen Forderung sozialer Bewegungen als auch zu einem zent-

ralen Konzept sozialer Berichterstattung erweitert hat. Unklar bleibt dabei dennoch, 

 
20 ĂWesentlichô meint an dieser Stelle sowohl Lebensbereiche, die sich auf die Erfüllung materieller und 
physischer Grundbedürfnisse beziehen, als auch darüberhinausgehend subjektiv 
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was Teilhabe im Unterschied zu Partizipation kennzeichnet und welche Teilhabedi-

mensionen und -formen unterschieden werden können. Diese Aspekte sollen in den 

folgenden Kapiteln diskutiert werden. 

2.2.2 Teilhabe vs. Partizipation ² eine Begriffsabgrenzung 

ăTeilhabe im Sinne eines umfassenden Rechts auf Partizipation ist in vielen Politik- 

und Praxisfeldern zum Leitbegriff geworden.ò (Diehl 2017b, S. 9)  

ăTeilhabe ð oder Partizipation ð bedeutet dazugehºren, dabei sein, mitgestalten [...].ò 

(Rudolf 2017, S. 13)  

ăIn seiner ¿berwiegenden Verwendung im gegenwärtigen Sprachgebrauch bezeichnet 

der Begriff [der Partizipation - Anm. d. Verf.]òdie Teilnahme der Bürgerinnen und Bür-

ger an politischen Beratungen und Entscheidungen, seltener die Teilhabe an gesell-

schaftlicher Macht, Reichtum, Wohlstand, Freiheit und Sicherheit [...]." (Schnurr 2015, 

S. 1171; Hervorh. im Original) 

ăPartizipation [Teilhabe] ist das Einbezogensein in eine Lebenssituation. [...] Beein-

trächtigungen der Partizipation [Teilhabe] sind Probleme, die ein Mensch beim Ein-

bezogensein in eine Lebenssituation erfªhrt.ò (Deutsches Institut für Medizinische 

Dokumentation und Information (DIMDI) und WHO-Kooperationszentrum für das 

System internationaler Klassifikationen 2005, S. 16) 

Im deutschen Sprachgebrauch sowie in Fachliteratur der Sozialen Arbeit werden Teil-

habe und Partizipation oft gleichgesetzt und synonym verwendet ð eine Definition der 

Begriffe und wechselseitige Abgrenzung fehlen meist (vgl. Scheu und Autrata 2013, S. 

75). Bereits die eingangs im Kapitel zitierten Sätze zeigen deutlich die unscharfe Nut-

zung der Begriffe, sowie die Schwierigkeit, Vorstellungen von Teilhabe und Partizipa-

tion voneinander zu trennen. 

Ein erster Schritt in Richtung einer begrifflichen Entwirrung ist die Feststellung, dass 

ĂTeilhabeô und ĂPartizipationô jeweils einen unterschiedlichen diskursiven Ursprung 

und Verwendungskontext haben. Wªhrend ĂTeilhabeô als sozialpolitischer Leitbegriff 

eng mit den Diskursen um gesellschaftliche Ungleichheit und der Gewährung von 

Teilhabeansprüchen verkn¿pft ist, wird ĂPartizipationô seit den 1960er Jahren in poli-

tikwissenschaftlicher Tradition und demokratietheoretischer Auslegung als Einfluss-

nahme von Menschen auf zentrale Entscheidungen verstanden (vgl. Nieß 2015, S. 67 

ff.; Stange 2007, S. 7). Aus dieser Perspektive stellt ăPartizipation [é] ein konstitutives 

Merkmal demokratischer Gesellschafts-, Staats- und Herrschaftsformen" dar (Schnurr 
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2015, S. 1172). Generell wird die Einflussnahme von Menschen (oder deren Beteili-

gung) an für sie relevanten Entscheidungsprozessen in soziale und politische Partizi-

pation unterschieden21. Während soziale Partizipation eine breite Palette sozialer Akti-

vitäten von ehrenamtlichem sozialem Engagement bis hin zur Mitgliedschaft im Nach-

barschaftsverein meint, umfasst politische Partizipation, allgemein formuliert, die ge-

zielte Aktivität von Bürger*innen, politische Entscheidungen zu beeinflussen (Dett-

mann 2017, 43ff.). Vor allem die politische Repräsentationskrise in Folge der öffentli-

chen Problematisierung ökologischer und sozialer Folgen technischen Fortschritts und 

der Infragestellung politische Legitimierungsquellen hat der Partizipationsidee in den 

1970er Jahren im Sinne von Bürgerbeteiligung enormen Schub gegeben (vgl. a.a.O., S. 

47). So wird Partizipation in der Sozialen Arbeit zunächst im Kontext strategischer 

Sozialplanung als Bürgerbeteiligung verwendet, um sich dann ab den 1990er Jahren 

vor allem um den Aspekt der Klienten- und Nutzerpartizipation zu erweitern22 (vgl. 

Schnurr 2015, S. 1171). Partizipation kann im aktuellen Diskussionsstandpunkt als all-

gemein gültiges Arbeitsprinzip der Sozialen Arbeit angenommen werden (vgl. Dett-

mann 2017, S. 54).  

Aus dieser Gegenüberstellung zeigt sich bereits, dass der Partizipationsbegriff mit dem 

Teilhabebegriff den gemeinsamen Anspruch teilt, gesellschaftliche Macht und Res-

sourcen im Sinne gleicher Zugangschancen zu öffnen und zu teilen. Inhaltlich trennt 

die zwei Begriffe im deutschen Sprachgebrauch doch eine leichte Verschiebung zwi-

schen dem, was man die Ăpassiveô und Ăaktiveô Komponente bezeichnen kann. Erlªu-

tern lässt sich dies mit einem weiteren Aspekt der Begriffsgeschichte: dem ă[é] Zu-

sammenhang und die Opposition zwischen 'Teilhabe' und 'Teilnahme'. Teilnahme ver-

langt in unserem heutigen Begriffsverständnis mehr als Teilhabe, nämlich aktive Hand-

lungsbeteiligung, während Teilhabe auch als passives Einbezogensein gedeutet werden 

kann. Teilnahme ist aber seit den 1960er Jahren meist durch ĂPartizipationô oder ĂBe-

teiligungô ersetzt wordenò (Nullmeier 2010, S. 32). ĂTeilnahmeô und ĂPartizipationô wird 

damit eine aktive und subjektbezogene Komponente zugewiesen, die nicht gleicher-

maßen im Teilhabebegriff aufgeht (Nieß 2015, S. 69; Beck et al. 2018, S. 19). Eine 

undifferenzierte Nutzung der Begriffe kann dabei problematisch sein, wenn dadurch 

 
21 Siehe Dettmann 2017. 
22 Besonders stark wird Partizipation in Bezug auf Kinder und Jugendliche als Klient*innen der Sozia-
len Arbeit verhandelt und diskutiert. Verstärkt wurde dieser Fokus durch die Aufnahme des Partizipa-
tionsbegriff in die gesetzlichen Grundlagen der Kinder- und Jugendhilfe (vgl. Schnurr 2015, S. 1171). 
Ablesen lässt sich dieser Schwerpunkt ebenfalls an der hohen Anzahl von Publikation zur Beteiligung 
und Partizipation von Kindern und Jugendlichen in der Sozialen Arbeit. 
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ursprünglich mitgedachte Aspekte schließlich verdeckt werden. Bei der Übersetzung 

der UN-Behindertenrechtskonvention vom Englischen ins Deutsche wird zum Bei-

spiel nicht mehr von Ăparticipationô gesprochen, sondern von ĂTeilhabeô. Damit gehen 

jedoch wesentliche Aspekte der Konvention, wie etwa der Mit- und Selbstbestimmung, 

verloren (Hirschberg 2010, S. 2). Diese besondere Subjektbezogenheit des Partizipati-

onsbegriffes zeigt sich auch deutlich in Scheus und Autratas Definition von Partizipa-

tion: 

ăPartizipation ist eine besondere Form des menschlichen Handelns, die sich 

dadurch auszeichnet, dass sie auf das subjektiv als Ganzes Gesehene Einfluss 

nimmt. Über die Einflussnahme auf das Ganze, also Partizipation, wird eine Bei-

behaltung oder Erhöhung der eigenen Lebensqualität angestrebt. Zentral für die 

Bestimmung, ob Handlungen Partizipation sind oder nicht, ist die Perspektive 

der Subjekte, nicht ein Katalog von Formen [é].ò (Scheu und Autrata 2013, S. 

9) 

Nach Scheu und Autrata seien Möglichkeiten der Teilhabe stets von außen definiert; 

Menschen müssten diese Vorgaben akzeptieren und sich im Rahmen dieser Möglich-

keiten bewegen. Die Entfaltung eines subjektbezogenen Partizipationsbegriffs hinge-

gen ermögliche die Betrachtung einer subjektiv angestrebten Erweiterung der Lebens-

qualität durch Partizipation. Die übliche Thematisierung von Partizipation als Beteili-

gung von Adressat*innen an Verfahren der Sozialen Arbeit sei eine reduktionistische 

Begriffsverwendung, welche vielmehr in durch ĂTeilhabeô oder ĂBeteiligungô ersetzt 

werden solle (vgl. a.a.O., 309f.).  

Auch wenn für die Zwecke dieser Untersuchung der Teilhabebegriff in seiner struktu-

rellen Auslegung geeigneter erscheint, sollen die Hinweise von Scheu und Autrata nicht 

unbeachtet bleiben. Die Teilhabechancen, die durch Sozialpässe eröffnet werden, müs-

sen demnach nicht deckungsgleich mit den individuellen Interessen und Wünschen 

betroffener Personen sowie mit ihren Vorstellungen von Lebensqualität sein. 
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2.2.3 Teilhabeformen und -dimensionen 

Ausgehend von der weiter oben entwickelten Definition von Teilhabe als die Einbe-

ziehung von Individuen oder gesellschaftlichen Gruppen in wesentliche gesellschaftli-

che Lebensbereiche und Funktionssysteme stellt sich nun die Frage welche Teilhabe-

dimensionen denn nun unterscheidet und voneinander abgegrenzt werden können. 

Dabei hängt die Auswahl der relevanten Teilhabebereiche auch vom spezifischen the-

oretischen Ausschnitt ab, aus welchem gesellschaftliche Teilhabe betrachtet wird. Des-

wegen sollen im Folgenden die weiter oben diskutierten Armutskonzepte auf ihre ex-

plizit oder implizit mitgedachten Teilhabedimensionen hin untersucht werden. 

Eine häufig zitierte Operationalisierung von Teilhabedimensionen nach dem Lebens-

lagenansatz ist der Vorschlag von Voges, die Teilhabe von Individuen mit Schwer-

punkt auf die Dimensionen des Einkommens und Vermögens, der Bildung, der Er-

werbschancen, des Wohnens und der Gesundheit zu betrachten (vgl. Voges 2002, S. 

57ff.). Diese Einteilung ist nicht als abschließende Einteilung zu verstehen, sondern 

vorerst als methodische Schwerpunktsetzung. Dennoch wird in dieser Systematik nicht 

sehr deutlich, wodurch genau sich die Dimensionen Einkommen/Vermögen und Er-

werbsarbeit unterscheiden. Zudem bleibt die Dimension sozialer Beziehungen sowie 

die Teilnahme am zivilgesellschaftlichen Leben gänzlich unberücksichtigt. 

Ausgehend von der Darstellung des Ausgrenzungsproblems in der Underclass- und 

Exklusionsdebatte identifiziert Kronauer drei Momente des Ausgrenzungsproblems: 

die Marginalisierung am Arbeitsmarkt (bis hin zum Ausschluss aus der Erwerbsarbeit), 

die Einschränkung der sozialen Beziehungen, sowie der Ausschluss von Teilhabemög-

lichkeiten an gesellschaftlich anerkannten Lebenschancen und Lebensstandards (vgl. 

Kronauer 2010a, S. 145). Dabei korrespondieren diese drei Ausgrenzungsmomente 

nach Kronauer mit den zwei Modi der gesellschaftlichen Zugehörigkeit: Interdepen-

denz und Partizipation. Während der Begriff der Interdependenz die Zugehörigkeit 

durch Einbindung in die gesellschaftliche Arbeitsteilung und in soziale Netze bezeich-

net, weist der Begriff der Partizipation auf die (wohlfahrts-) staatlich gesicherten Teil-

haberechte (siehe Tabelle 8). Kronauer betont hierbei besonders die unterschiedliche 

Funktion und Wirkung dieser Zugehörigkeitsmodi: 

ăErwerbsarbeit stellt dabei den Zugang zu sozialer Wechselseitigkeit her [é]. Aber 

sie garantiert weder ein angemessenes Einkommen für alle noch einigermaßen stabile 

Lebensumstände. Soziale Rechte wiederum sichern Qualitäten des sozialen Status und 
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des Lebensstandards in dieser Wechselseitigkeit ab. Aber sie können nicht für Er-

werbsarbeit sorgen und schon gar nicht f¿r unterst¿tzende persºnliche Beziehungenò 

Kronauer 2010a, S. 92). 

Die Partizipation durch soziale Teilhaberechte lässt sich nach Kronauer noch weiter 

in drei interne Dimensionen ausdifferenzieren, welche von ihm als materielle, poli-

tisch-institutionelle und kulturelle Teilhabe beschrieben werden. Materielle Teilhabe 

bemesse sich dabei an einem gesellschaftlich allgemein als angemessen geltenden Le-

bensstandard, politisch-institutionelle Teilhabe an Statusgleichheit im Zugang zu 

Rechten und Institutionen sowie deren Nutzung und kulturelle Teilhabe an den Mög-

lichkeiten zur Realisierung individuell und gesellschaftlich anerkannter Ziele der Le-

bensführung (vgl. a.a.O., S. 146). 

Modi der Zugehörigkeit Interdependenz Partizipation 

Interne Dimensionen 

Einbindung in die gesell-
schaftliche Arbeitsteilung 

Materielle Teilhabe 

Einbindung in soziale Netze 

Politisch-institutionelle Teil-
habe 

Kulturelle Teilhabe 

Tabelle 7 Modi und Dimensionen der gesellschaftlichen Zugehörigkeit nach Kronauer (vgl. 

Kronauer 2010a, S. 147) 

Diese insgesamt fünf verschiedenen Teilhabedimensionen bringen eine zwar sehr abs-

trakte, aber dafür differenzierte Perspektive auf gesellschaftliche Teilhabe, deren Di-

mensionen unterschiedliche Funktionen besitzen und dennoch stark aufeinander be-

zogen sind.  

Im Gegensatz zum Lebenslagensansatz und zum Exklusionsansatz entwickelt Amartya 

Sen im Rahmen seines Ansatzes der Verwirklichungschancen keine systematische Un-

terscheidung von Teilhabedimensionen. Denn sein Ansatz ist kein soziologischer, wel-

cher Teilhabe aus einer sozialstrukturellen Perspektive als Integration in gesellschaftli-

che Teilbereiche konzipiert. Vielmehr denkt er als liberaler Denker Teilhabe aus der 

Freiheit und Handlungsfreiheit der Menschen heraus, ihre Teilhabe nach ihren Bedürf-

nissen aktiv gestalten zu können ð er denkt Teilhabe also mit Blick auf die Fähigkeiten, 

die Individuen zur Verwirklichung ihrer Lebensentwürfe brauchen. Da je nach Kon-

text unterschiedliche Fähigkeiten relevant sein können, scheut Sen davor zurück, eine 

Liste von Grundfähigkeiten zu formulieren (vgl. Neuhäuser 2013, S. 73). Dahingegen 

hat Martha Nussbaum eine solche Liste universeller Grundfähigkeiten entwickelt, die 



- 32 - 

 

allerdings aufgrund ihrer geringen Aussagekraft für eine strukturelle Betrachtung von 

Teilhabe für die Zwecke dieser Arbeit vernachlässigt werden kann. Dennoch bringt 

der Ansatz der Verwirklichungschancen in Kombination mit Kronauers grober analy-

tischer Ordnung auch Früchte. Denn damit lassen sich, wie in folgender Tabelle dar-

gestellt, die Teilhabedimensionen mit gesellschaftlichen Ressourcen und Umwand-

lungsfaktoren verknüpfen sowie ein Teilhabeergebnis als Outcome gesellschaftlicher 

Wohlfahrtsproduktion und individuellen Handelns konzipieren (vgl. Bartelheimer 

2007, S. 11). 

 Teilhabedimension 
Gesellschaftliche Ressourcen 
und Umwandlungsfaktoren 

Teilhabeergebnis 

In
te

rd
e

p
e
n

-

d
e
n
z 

Einbindung in die 
gesellschaftliche 
Arbeitsteilung 

Haushalt, Betrieb 
Arbeitsmarkt, Arbeitsmarkt-

politik 

Erwerbsbeteiligung, -ein-
kommen 

Soziale Netze 
Haushalt/Familie 

Betrieb, Quartier u.a. 

Netzwerke, Isolation, emp-
fangene/geleistete infor-
melle Arbeit, Unterhalt 

P
a

rt
iz

ip
a

ti
o
n 

Materielle Teilhabe System sozialer Sicherung 
Transfereinkommen, soziale 

Dienstleistungen 

Politisch-instituti-
onelle Teilhabe 

Staat, Parteien, Verbände 
Bürgerstatus, politische Par-

tizipation 

Kulturelle Teil-
habe 

Bildungssystem 
Qualifikation (Kompetenz), 

Werteorientierung 

Tabelle 8 Weiterentwicklung der Teilhabedimensionen (vgl. Bartelheimer 2007, S. 10)  

Diese Dimensionen stehen dabei nicht für sich, sondern sind ineinander verschränkt, 

d.h. dass sich ein spezifisches Teilhabeergebnis erst durch das Zusammenwirken ver-

schiedener Teilhabeformen ergibt. ăEine Teilhabedimension kann dabei Kontextbe-

dingung oder Umwandlungsfaktor für eine andere sein. Verschiedene Teilhabeformen 

können einander kompensieren und Gefªhrdungen Ăabpuffernôò (Bartelheimer 2007, 

S. 11).  

Wie in Kapitel 2.2.1 bereits festgestellt wurde, bewegt sich die Perspektive dieser Ar-

beit auf Teilhabe auf einer strukturellen Ebene. Betrachtet man die in diesem Kapitel 

vorgestellten Teilhabedimensionen wird deutlich, dass Sozialpässe als sozialpolitische 

Maßnahme auf kommunaler Ebene auf eine Ermöglichung kultureller Teilhabe abzie-

len. Folgt man jedoch der Definition materieller Teilhabe als Teilhabe an einem gesell-

schaftlich allgemein als angemessen geltenden Lebensstandard lassen sich Sozialpässe 

auch als Maßnahme begreifen, diesen Lebensstandard für Menschen in Armutslagen 
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weiterhin erreichbar zu gestalten. Was Sozialpässe genau ausmacht, wer Anspruch er-

heben kann und welche Leistungen diese beinhalten, ist Gegenstand des nächsten Ka-

pitels. 

2.3 Sozialpässe 

Sozialpässe finden sich als Köln-Pass, Düsselpass, Itter-Pass etc. in vielen Kommunen 

Nordrhein-Westfalens23. Eine systematische Untersuchung ihrer konkreten Ausgestal-

tung und regionalen Verbreitung steht allerdings noch aus. Denn außer einer unvoll-

ständigen Zusammenstellung von Sozialpässen auf Bundesebene der Bundestagsfrak-

tion DIE LINKE aus dem Jahre 2009 lassen sich nach eingehender Recherche keine 

wissenschaftlichen Publikationen zu diesem Thema finden24. Dieses Kapitel führt in 

vier Schritten in das Thema der Sozialpässe ein. Nachdem (1) eine allgemeine Defini-

tion von Sozialpässen erarbeitet wird, werden drei Teilaspekte näher betrachtet: (2) die 

von den Kommunen definierte Anspruchsberechtigung, (3) die inbegriffenen Leistun-

gen sowie (4) die geregelten Zugangsformen (z.B. durch Antragstellung oder automa-

tische Zustellung. Die theoretischen Überlegungen dieses Kapitels sollen zudem im 

empirischen Teil dieser Arbeit als Grundlage für die Entwicklung einer Typologie von 

Sozialpässen dienen. 

2.3.1 Definition  

ăRatinger B¿rgerinnen und B¿rger, die Inhaber/innen eines Sozialpasses sind, kºnnen 

Ermäßigungen bei Nutzung von städtischen Angeboten und Angeboten der Stadtwerke 

Ratingen erhalten.ò (Stadt Ratingen o. J.) 

ăMit dem D¿sselpass der Landeshauptstadt D¿sseldorf kºnnen Einwohnerinnen und 

Einwohner mit geringem Einkommen Vergünstigungen erhalten. Diese gibt es bei den 

städtischen Ämtern und Instituten, den Tochtergesellschaften der Landeshauptstadt 

D¿sseldorf und vielen Partnern aus Kultur, Wirtschaft und Sport.ò (Landeshauptstadt 

Düsseldorf 2017) 

 
23 Siehe Stadt Köln o. J.b; Stadt Hilden 2019a; Landeshauptstadt Düsseldorf 2019a. 
24 Diese Zusammenstellung ist die erste Recherche, die sich der Verbreitung von Sozialpässen mit ihren 
unterschiedlichen Charakteristika in der Bundesrepublik Deutschland widmet. Sie ist allerdings unvoll-
ständig und veraltet (Erhebung 2009). Zudem erfolgte nur eine tabellarische Übersicht und keine Visu-
alisierung, die einen direkten regionalen Vergleich ermöglicht hätte. Ich verzichte in dieser Arbeit darauf, 
die Ergebnisse dieser Recherche darzustellen und verweise auf die entsprechende Publikation (siehe 
Bundestagsfraktion DIE LINKE 2009). 
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ăEinkommensschwache Hildener Bürgerinnen und Bürger können den Itter-Pass er-

halten. Mit dieser Karte können zahlreiche Vergünstigungen und Ermäßigungen in 

Anspruch genommen werden.ò (Stadt Hilden 2019a) 

Betrachtet man die Berichterstattung25 über die Diskussion und Implementierung von 

Sozialpässen sowie die offiziellen Informationen der Kommunen, die bereits Sozial-

pässe etabliert haben, fallen wiederkehrende Beschreibungs- und Definitionsmuster 

auf. Einwohnerinnen und Einwohner mit geringem Einkommen können demnach mit 

einem Sozialpass in der jeweiligen Kommune Vergünstigungen bei verschiedenen 

(meist städtischen) Dienstleistungen erhalten. Die Palette inbegriffener Vergünstigun-

gen kann dabei von Kommune zu Kommune stark variieren. Auch die genaue Defini-

tion der Zielgruppe ĂB¿rger*innen mit geringem Einkommenô unterliegt lokalen Un-

terschieden und wird mal eng, mal breit definiert. Nach einer bundesweit angelegten 

Recherche formuliert die Bundestagsfraktion DIE LINKE 2009 folgende Definition 

von Sozialpässen: 

ăDer Sozialpass ist eine Berechtigung auf die Inanspruchnahme von Ermäßigungen, 

die nach sozialen Kriterien gewªhrt werden. [é] B¿rgerinnen und B¿rgern, die auf 

staatliche Transferleistungen angewiesen sind oder über ein niedriges Einkommen ver-

fügen, soll mit dem Sozialpass die Möglichkeit geboten werden, selbstbestimmt am ge-

sellschaftlichen Leben teilzuhaben. [é] Der Sozialpass stellt zudem eine Möglichkeit 

dar, bereits bestehende Ermäßigungen zu kommunizieren und für die Bürgerinnen und 

Bürger transparent zu gestaltenò (Bundestagsfraktion DIE LINKE 2009, 3f.). 

Demnach lässt sich als allgemeine Definition festhalten, dass Sozialpässe eine amtlich 

in Kartenform ausgestellte Berechtigung für Menschen in Armutslagen auf die Inan-

spruchnahme einer variierenden Palette von Ermäßigungen bei meist kommunalen 

Kultur- und Freizeitangeboten, sowie weiteren Dienstleistungen im Bereich Mobilität, 

Bildung, Nahrung/Kleidung, Verwaltung und Energie darstellen. Weiterhin lassen sich 

zwei Ziele unterscheiden, die mit der Implementierung von Sozialpässen verbunden 

werden: 

 
25 Die zitierte Berichterstattung konzentriert sich im Folgenden exemplarisch auf die Städte Düsseldorf, 
Köln, Ratingen, Hilden, Essen, Erkrath und Neuss. 
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(1) Sozialpässe sollen die gesellschaftliche Teilhabe von Menschen in Armutslagen 

ermöglichen bzw. erleichtern. So z.B. Bündnis 90/Die Grünen in Bezug auf 

die Entwicklung eines Neuss-Passes: 

ăDer Neuss-Pass soll dafür sorgen, dass alle Bürger/innen der Stadt am gesell-

schaftlichen Leben teilhaben kºnnen. [é] 'Der Neuss-Pass muss künftig eines der 

wichtigsten Instrumente sein, um armutsbedingten Benachteiligungen entgegenzutre-

ten', so Jennifer Olpen (B¿ndnis 90/Die Gr¿nen).ò (Bündnis 90/DIE GRÜ-

NEN 2018) 

ăDie Stadt Viersen mºchte mit dem Viersen-Pass bestimmte Personengruppen in 

den Genuss von Vergünstigungen kommen lassen, so dass diese in die Lage versetzt 

werden, noch aktiver am Leben in der Gemeinschaft teilzunehmenò (Stadt Viersen 

o.J.b) 

(2) Durch Sozialpässe sollen bestehende Ermäßigungen transparent in einer Karte 

gebündelt und kommuniziert werden, sowie neue hinzugefügt werden (vgl. 

Fraktion DIE LINKE/DKP/AUF 2008, S. 1). 

Analog dazu verhalten sich die zwei Hauptgründe, die für die kommunale Implemen-

tierung eines Sozialpasses sprechen: 

(1) Menschen, die von Einkommensarmut betroffen sind, können schwieriger 

bzw. weniger kostenpflichtige Angebote und Dienstleistungen wahrnehmen. 

Ohne Sozialpass ist ihre gesellschaftliche Teilhabe gefährdet (vgl. ebd.). 

(2) Die Bündelung von Ermäßigungen in einem Sozialpass verringert die Stigma-

tisierung ihrer Nutzer*innen, da sie bei entsprechenden Dienstleistern nicht 

mehr amtliche Bescheide mit sensiblen Daten vorlegen müssen. Die Prüfung 

der Anspruchsberechtigung erfolgt dabei auf amtlicher Ebene. 

Als kommunales Angebot gelten Sozialpässe ausschließlich in den Grenzen der Ge-

meinde bzw. Stadt und verlieren ihre Geltung außerhalb dieser Grenzen. Dies bedeu-

tet, dass der Köln-Pass nicht automatisch zu Ermäßigungen in Düsseldorf berechtigt, 

wobei diese Entscheidung auch immer dem Ermessen einzelner Einrichtungen über-

lassen ist26. 

 

 
26 So erkennen die Kommunen und Städte des Kreises Paderborn jeweils die Sozialpässe der kreisange-
hörigen Kommunen an (siehe zum Beispiel Gemeinde Altenbeken 2010; Stadt Delbrück 2015). 
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Anschaulich zeigt die folgende Tabelle die hier erfolgte Definition von Sozialpässen: 

 

Sozialpass 

Kurzbeschreibung: 

Eine amtlich in Kartenform ausgestellte Berechtigung für Menschen in Armutsla-
gen auf die Inanspruchnahme einer variierenden Palette von Ermäßigungen bei 

meist kommunalen Kultur- und Freizeitangeboten, sowie weiteren Dienstleistun-
gen im Bereich Mobilität, Bildung, Nahrung/Kleidung, Verwaltung und Energie 

Zielsetzungen Begründung Reichweite 

Gesellschaftliche Teil-
habe von Menschen in 

Armutslagen ermöglichen 
bzw. erleichtern 

Transparente Bündelung 
und Kommunikation be-
stehender und neuer Er-

mäßigungen in einer 
Karte 

Gesellschaftliche Teil-
habe von Menschen, die 
von Einkommensarmut 
betroffen sind, ist nur 
sehr schwer oder gar 

nicht möglich. 

Sozialpässe verringern die 
Stigmatisierung ihrer 

Nutzer*innen.   

I.d.R. ausschließlich in 
den Grenzen der ausstel-
lenden Kommune und 
bei teilnehmenden Ein-
richtungen und Unter-

nehmen gültig.  

Tabelle 9 Sozialpass ð Definition; eigene Darstellung 

ăNotwendige infrastrukturelle Leistungen der Kommunen, die nicht individuell ein-

klagbaren Rechtsanspr¿chen unterliegen, gelten als Ăfreiwilligeô Leistungenò (AG 

Grundsicherung der nationalen Armutskonferenz (nak) 2014, S. 14). Im Gegensatz zu 

Weisungsaufgaben und weisungsfreien bzw. pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben27 

entscheidet die Kommune bei freiwilligen Leistungen nach eigenem Ermessen über 

solche Leistungen und die Art ihrer Erbringung (vgl. Burmester 2018, S. 721f.) Als 

Leistung, die nicht über die bundesweite Sozialgesetzgebung und den entsprechenden 

Kostenträgern abgedeckt wird, entspricht der Sozialpass hiermit einer freiwilligen 

 
27 Weisungsaufgaben sind ă[é] Pflichtaufgaben, die Kommunen als untere Verwaltungsinstanz im Auf-
trag bzw. auf Weisung des Staates ausf¿hren [é]ò (vgl. Burmester 2018, S. 721f.) Weisungsfreie bzw. 
pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben sind ă[é]Pflichtaufgaben, die durch Bundes- und Landesrecht vorge-
schrieben sind und die Kommunen nach Art. 28 Abs. 2 GG eigenverantwortlich durchf¿hrenò (vgl. 
ebd.). 
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kommunalen Ausgabe (vgl. Rüttgen 2019). Dementsprechend heftig wird die Imple-

mentierung eines Sozialpasses in den jeweiligen Stadt- und Gemeinderäten diskutiert, 

da eine solche Entscheidung stets auch von der bestehenden oder antizipierten Haus-

haltslage abhängig gemacht werden muss (vgl. z.B. Buchbauer 2018). In die Kosten-

rechnung müssen neben den Produktionskosten der Pässe im Scheckkartenformat 

auch fortlaufende Verwaltungskosten einbezogen werden, die sowohl durch die An-

tragsbearbeitung als auch durch die mögliche Schaffung neuer Stellen in der Stadtver-

waltung entstehen. Finanziell aufgefangen müssen auch die durch Ermäßigungen ent-

stehenden Umsatzverluste der teilnehmenden Einrichtungen. Die Entscheidung für 

einen Sozialpass ist also maßgeblich von dem politischen Machtverhältnis in der Kom-

mune, der Haushaltslage und einer bestehenden breit(er) aufgestellten Auswahl an teil-

nehmenden Einrichtungen bzw. Unternehmen gebunden, die Ermäßigungen gewäh-

ren können.  

Eine These, die sich aus diesen Überlegungen ergibt, ist die Annahme einer bedeuten-

den Stadt-Land-Differenz in der Implementierung und Ausgestaltung von Sozialpäs-

sen: während mittelgroße und große Städte mittels Sozialpässen Ermäßigungen in ei-

ner bereits bestehenden ausdifferenzierten Kulturlandschaft etc. transparent bündeln 

können, mag sich dies für kleine Kommunen auf dem Land schwieriger gestalten. 

Denn möglicherweise gibt es in der entsprechenden Kommune wenig Angebote, die 

überhaupt in einem Sozialpass zusammengefasst werden könnten, sowie weniger kom-

munale Mittel, um ein solches Angebot dauerhaft zu etablieren. Diese Annahme soll 

nach Fertigstellung der Recherche im empirischen Teil anhand der empirischen Daten 

überprüft und diskutiert werden. 

Abschließend soll nicht unerwähnt bleiben, dass an keiner Stelle der zitierten Quellen 

über Sozialpässe der Begriff der Ăgesellschaftlichen Teilhabeô expliziert bzw. definiert 

wird, die schließlich durch diese ermöglicht werden soll. Vielmehr scheint ein Ver-

ständnis gesellschaftlicher Teilhabe vorausgesetzt zu werden, das sich ausschließlich 

auf monetäre Ressourcen bezieht. Sozialpässe sollen demnach Teilhabe durch finanzi-

elle Ermäßigungen ermöglichen. Nach der ausführlichen Auseinandersetzung mit dem 

Teilhabekonzept in Kap. 2.2. zeigt sich diese Engführung von Teilhabe auf finanzielle 

Ressourcen jedoch als reduktionistisch. Nichtsdestotrotz stellen Sozialpässe eine wich-

tige Maßnahme der Teilhabeförderung auf kommunaler Ebene dar, die von weiteren 

Elementen der kommunalen Sozialpolitik ergänzt wird. 
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2.3.2 Anspruchsberechtigung 

Die bestehenden Sozialpässe regeln den zugangsberechtigten Personenkreis unter-

schiedlich (vgl. Bundestagsfraktion DIE LINKE 2009, 5ff.). So fallen unter die An-

spruchsberechtigten mit lokalen Variationen 

(1) Bürgerinnen und Bürger, die Leistungen nach SGB II, SGB XII oder in we-

nigen Fällen Leistungen des SGB VIII in Anspruch nehmen; 

(2) Einwohner*innen, die weitere Transferleistungen nach dem AsylbLG, 

WoGG oder BaföG beziehen; 

(3) Personen, die zwar keine Transferleistungen beziehen, aber dennoch nur ein 

geringes Einkommen zur Verfügung haben (Grenzfallregel). Das anzurech-

nende Einkommen orientiert sich dabei in der Regel an der Anzahl der im 

Haushalt lebenden Personen und den entsprechenden Regelsätzen der Sozi-

algesetzgebung. Zwei Beispiele für eine solche Grenzfallregelung sollen hier 

genannt werden: 

ăBei den Anträgen von Personen mit geringem Einkommen richtet sich die Be-

darfs-, Einkommens- und Vermögensprüfung nach sozialgesetzlichen Vor-

schriften. Danach zählen zum Einkommen alle Einkünfte in Geld oder Gel-

deswert, zum Beispiel Renten, Erwerbseinkommen, Unterhalt oder Kindergeld. 

Die Berechnung ist insbesondere abhängig von der Anzahl und dem Alter der 

im Haushalt lebenden Personen, den daraus resultierenden Regelbedarfen und 

der Ber¿cksichtigung eventueller Mehrbedarfe [é]. Der Gesamtbedarf ist zu-

züglich eines Zuschlags von 10 Prozent zum Regelbedarf zu ermitteln. Dem 

Gesamtbedarf ist das Einkommen des Haushalts gegenüber zu stellen. Sofern 

das Einkommen unter dem Bedarf liegt, kann ein Düsselpass ausgestellt wer-

den.ò (Fraktion DIE LINKE.Düsseldorf 2018) 

ăAber auch Personen, deren Einkommen nicht mehr als 10 % hºher ist als das 

Einkommen der vorgenannten Leistungsbezieher/innen, können den Sozial-

pass erhalten.ò (Stadt Ratingen o. J.) 

(4) Familien mit einer bestimmten Anzahl an kindergeldberechtigten Kin-

dern, die im Elternhaushalt wohnen; 

(5) In wenigen Fällen auch Grundwehrdienstleistende, Zivildienstleistende 

sowie Teilnehmer des Freiwilligen Ökologischen und des Freiwillen So-

zialen Jahres (vgl. ebd.). 
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Dabei sind die ersten vier Punkte die bei weitem häufigsten anzutreffenden Kriterien 

für eine Zugangsberechtigung zum Sozialpass, während das letzte Kriterium in weni-

gen Fällen den anspruchsberechtigten Personenkreis zusätzlich erweitert. Dabei kön-

nen die unterschiedlichen Kriterien in verschiedenen Kombinationen zu Tage treten, 

wobei Bezieher*innen von Sozialleistungen die minimale Anspruchsbestimmung dar-

stellen. Die Zugehörigkeit zu einer bestimmten anspruchsberechtigten Personen-

gruppe regelt zudem in vielen Fällen zusätzlich, ob ein Antrag gestellt werden muss 

oder der Sozialpass automatisch zugestellt wird. Da die Festlegung der Anspruchsbe-

rechtigung aufgrund ihrer Variationen für eine Untersuchung von Sozialpässen von 

Bedeutung ist, wird sie im empirischen Teil der Typenbildung mit weiteren Kriterien 

zugrunde gelegt. 

 

2.3.3 Leistungen 

Die im Sozialpass inbegriffenen Leistungen können folgendermaßen systematisiert 

werden (vgl. Bundestagsfraktion DIE LINKE 2009, 8f.): 

(1) Ermäßigungen in kulturellen Einrichtungen und bei kulturellen Veranstaltungen: Biblio-

theken, Museen, Bäder, Musikschulen, Volkshochschulen und Vereine; 

ăFür den Besuch von folgenden Einrichtungen erhält man Vergünstigungen: 

Volkshochschule, Musikschule, Stadtmuseum, Medienzentrum, Eissporthalle, 

Schwimmbad. Aber auch für den Besuch von Kulturveranstaltungen und Ju-

gendveranstaltungen erhält man Vergünstigungen.ò (Stadt Ratingen o. J.) 

(2) Ermäßigte Gebühren in Schulen und Kindertagesstätten, beispielsweise als Zu-

schuss von 50 % zum Elternbeitrag für die Teilnahme an der Kinderbetreuung 

(einschließlich Ferienbetreuung) in Grundschulen und Offenen Ganztags-

grundschulen mit dem Kreuztaler Stadtpass (vgl. Stadt Kreuztal 2019). Geför-

dert werden unter Umständen auch die Kosten des Mittagessens in Schulen 

und Kindertageseinrichtungen. 

(3) Anspruch auf ermäßigte Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr: dies können redu-

zierte Einzelfahrten oder auch Monatskarten in Form eines Sozialtickets28 sein. 

 
28 In Nordrhein-Westfalen sind Sozialtickets bei den Verkehrsverbünden nach Prüfung der Bedürftig-
keit prinzipiell auch ohne Sozialpass zu erwerben. Sozialticket werden seit 2011 durch das Land Nord-
rhein-Westfalen bezuschusst und können mittlerweile in allen Verkehrsverbünden Nordrhein-Westfa-
lens nach Bestätigung der Bedürftigkeit beantragt werden (vgl. Westdeutscher Rundfunk 2019; Weier-
mann 2017). 
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So kann das Sozialticket Mobil-Pass in Köln nur unter Vorlage des Sozialpasses 

beantragt werden (vgl. Verkehrsverbund Rhein-Sieg 2019). 

(4) Kleidung und Nahrung: Sozialpässe können zum Besuch der Tafel oder zu Ermä-

ßigungen bei Sozialkaufhäusern und weiteren Bekleidungsgeschäften berechti-

gen. Beispielsweise ist es möglich, mit dem Bornheim-Ausweis in der örtlichen 

Kleiderstube der Frauenunion und in der Kinderkleiderstube der evangeli-

schen Kirchengemeinde ermäßigt einzukaufen (vgl. Stadt Bornheim o.J.). 

(5) Weitere Leistungen: Ermäßigungen bzw. Gebührenbefreiungen in Behörden 

und/oder weiteren städtischen Dienstleistungen; Ermäßigungen auf die Hun-

desteuer u. Ä. Im Düsselpass der Landeshauptstadt Düsseldorf sind zum Bei-

spiel Gebührenbefreiungen und Ermäßigungen im Einwohnermeldeamt, im 

Gesundheitsamt, im Schulverwaltungsamt, im Standesamt und im Steueramt 

inbegriffen (vgl. Landeshauptstadt Düsseldorf 2019b). 

Die genannten Leistungen bzw. Ermäßigungen stellen eine Übersicht über alle mögli-

chen Leistungen dar, woraus allerdings noch nicht sichtbar wird, in welchem Verhält-

nis sich diese wirklich wiederfinden. So hat eine kurze Recherche über die Sozialpässe 

in Köln und Düsseldorf ergeben, dass Ermäßigungen im Bereich Kultur und Bildung 

dominieren. Weiterhin sind Ermäßigungen bei Verwaltungskosten, sowie bei weiteren 

Dienstleistungen z.B. in Sozialkaufhäusern und Apotheken, vertreten (vgl. Landes-

hauptstadt Düsseldorf 2019b; Stadt Köln o. J.b). Um diese empirische Vielfalt abzu-

bilden, wird der Leistungsumfang als Leitmerkmal in die Typologie aufgenommen. 

2.3.4 Zugänglichkeit  

Wie oben bereits angedeutet, bestimmt die Zugehörigkeit zu einem anspruchsberech-

tigten Personenkreis auch, ob der Sozialpass (1) automatisch zugestellt wird oder (2) 

gesondert beantragt werden muss. So zeigt folgende Tabelle die bestehenden Regelun-

gen für den Köln-Pass und den Düssel-Pass: 
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Antragstellung Automatische Zustellung 

Düsselpass 

Personen mit geringem Erwerbs- oder 
Renteneinkommen vergleichbar mit der 
Sozialhilfe 

Bezieher*innen von Grundsicherung im 
Alter oder bei Erwerbsminderung 

Bezieher*innen von laufenden Leistun-
gen der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende (Arbeitslosengeld II) 

Bezieher*innen von weiteren Leistun-
gen der Sozialhilfe, also Hilfe zum Le-
bensunterhalt 

Köln-Pass 

Bezieher*innen von laufenden Leistun-
gen der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende durch das Jobcenter Köln 

Bezieher*innen von Wohngeld  

Bezieher*innen des Kinderzuschlags 
von der Familienkasse der Bundesagen-
tur für Arbeit 

Bezieher*innen von Leistungen im Rah-
men der Frühförderung 

Bewohner*innen eines Alten- oder Pfle-
geheims 

Bewohner*innen einer stationären Ein-
richtung der Eingliederungshilfe, die le-
diglich einen Barbetrag zur persönlichen 
Verfügung haben 

Personen mit geringem Erwerbs- oder 
Renteneinkommen, das nur maximal 
dreißig Prozent über der Sozialhilfe o-
der dem Arbeitslosengeld II liegt 

Bezieher*innen von Leistungen der So-
zialhilfe, also Hilfe zum Lebensunter-
halt (außer Arbeitslosengeld II) 

Bezieher*innen von Grundsicherung im 
Alter oder bei Erwerbsminderung 

Bezieher*innen von Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe 

Bezieher*innen von laufenden Leistun-
gen nach Asylbewerberleistungsgesetz 
 

Tabelle 10  Berechtigtenkreis für den Köln-Pass und Düsselpass sortiert nach ĂAntragstellungô 

und Ăautomatischer Zustellungô (vgl. Stadt Köln 2019; Landeshauptstadt Düsseldorf 2019a) 

Dieser exemplarische Vergleich zeigt bereits deutlich die Unterschiede zwischen zwei 

benachbarten Großstädten Nordrhein-Westfalens in Bezug auf die Festlegung des Be-

rechtigtenkreises sowie auf die damit einhergehende notwendige Beantragung oder die 

automatisch erfolgende Zustellung. Die Betrachtung dieses Aspekts ist deswegen rele-

vant, weil eine Beantragung des Sozialpasses, sei sie formell oder auf Zuruf, mit weite-

ren Hürden für anspruchsberechtigte Personen verbunden sein kann. Eine automati-

sche Zustellung hingegen ist mit weniger Aufwand für die Anspruchsberechtigten ver-

bunden und konfrontiert diese direkt mit ihrer Möglichkeit, Ermäßigungen in ihrer 
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Kommune in Anspruch zu nehmen. Mit dieser Vorgehensweise verringern die Kom-

munen die Lücke zwischen der Anzahl aller Anspruchsberechtigten und der Anzahl 

tatsächlicher Pass-Besitzer*innen und garantieren so eine möglichst breite Diffusion 

der Sozialpässe in ihrem Geltungsgebiet.  

2.3.5 Typologie 

Grundlage der in dieser Arbeit vorgenommenen Recherche ist eine Typologie von So-

zialpässen. Um sich bei der Typenentwicklung nicht auf eine intuitive Herleitung zu 

verlassen, soll hier basierend auf dem forschungsmethodischen Diskurs und theorie-

geleitet eine solche Typologie entwickelt werden. Dazu wird in einem ersten Schritt 

der theoretische Hintergrund knapp zusammengefasst, um anschließend Sozialpassty-

pen zu erarbeiten. 

2.3.5.1 Theoretischer Hintergrund 

Die Bildung von Typen und Typologien stellt eine der gängigsten Auswertungsmetho-

den innerhalb der qualitativen Forschungspraxis dar (vgl. Lamnek 2010, S. 215). Aber 

auch in der quantitativen Sozialforschung werden durch statistische Clusteranalysen 

Typen gebildet und analysiert (vgl. Schmidt-Hertha und Tippelt, S. 26; Kluge 1999, S. 

60). Die Relevanz der Typenbildung als methodisches Verfahren wird ebenso in un-

terschiedlichen Disziplinen diskutiert, so z.B. in der Sozialen Arbeit und in der Päda-

gogik (vgl. Schönig 2019; Herzog 2003). Da dem empirischen Teil dieser Arbeit ein 

eher qualitativer Zugang zugrunde liegt, werden sich die folgenden Erläuterungen auf 

den methodischen Diskurs in der qualitativen Sozialforschung beziehen. Bevor auf 

diesen eingegangen wird, soll noch erwähnt werden, dass die Typenbildung hier nicht 

im klassischen Sinn als Auswertungsmethode zum Einsatz kommt, sondern der Da-

tenerhebung vorgelagert und ein grundlegender Bestandteil der Erhebungsmethode 

ist. Die entwickelte Typologie soll dabei die Recherche theoriebasiert strukturieren und 

kann ggf. mit der Auswertung des erhobenen Datenkorpus verändert bzw. verfeinert 

werden. Aus dieser Herangehensweise ergeben sich Konsequenzen, die im Laufe der 

Erläuterungen diskutiert werden sollen. 

Jede Typologie lässt sich als das Ergebnis eines Gruppierungsprozesses beschreiben,  

ă[é] bei dem ein Objektbereich anhand eines oder mehrerer Merkmale in Gruppen 

bzw. Typen eingeteilt wird, so daß sich die Elemente möglichst ähnlich sind (interne 
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Homogenität) und sich die Typen voneinander möglichst stark unterscheiden (ex-

terne Heterogenität). Mit dem Begriff  Typus werden die gebildeten Teil- oder Un-

tergruppen bezeichnet, die gemeinsame Eigenschaften aufweisen und anhand der spezi-

fischen Konstellationen dieser Eigenschaften beschrieben und charakterisiert werden 

kºnnenò (Kluge 1999, S. 27; Hervorh. im Original) 

Werden Typen also allgemein als Merkmalskombinationen verstanden, spannt jede Ty-

pologie einen n-dimensionalen Merkmalsraum auf, innerhalb dessen jeder Typus eine 

unterschiedliche Merkmalsvariation aufweist (vgl. a.a.O., S. 93). Geprägt von Barton 

und Lazarsfeld29 bezeichnet das Konzept des Merkmalsraums die unterschiedlichen 

Merkmalsdimensionen, die entweder theoriebasiert oder im Laufe der Auswertung zur 

Komplexitätsreduktion als relevant definiert und gesetzt werden. Um eine Vergleich-

barkeit zu gewährleisten, müssen sich die entwickelten Typen dabei sowohl auf die-

selbe Untersuchungsgruppe als auch auf denselben Merkmalsraum beziehen (vgl. 

a.a.O., 29f.; Lamnek 2010, S. 206). Diese Zusammenhänge können mit der Unterschei-

dung von drei Typologie-Ebenen verdeutlicht werden (siehe auch Abb. 2): 

(1) Die Ebene des Typus fokussiert das Gemeinsame desselben Typus (interne Ho-

mogenität). 

(2) Die Ebene der Typologie verdeutlicht durch den Vergleich der einzelnen 

Typen die Unterschiede zwischen den Typen sowie die Vielfalt und Breite des untersuch-

ten Themengebietes (externe Heterogenität). 

(3) Die Ebene der Typologie betont das Gemeinsame zwischen den Typen (Bezug auf 

dieselbe Untersuchungsgruppe und denselben Merkmalsraum) (vgl. a.a.O., 30). 

 
29 Jahoda/Lazarsfeld/Zeisel und haben bereits 1934 in ihrer Studie ăDie Arbeitslosen von Marienthalò 
unterschiedliche Typen des Umgangs mit Arbeitslosigkeit entwickelt. Siehe Jahoda et al. 2018. 
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Abb. 2 Schematische Darstellung der Verbindung zwischen der Ebene der Typologie und der 

Ebene der Typen nach Kluge 1999, S. 29; eigene Darstellung 

Entsprechend einer qualitativen Vorgehensweise wird der Merkmalsraum mit den re-

levanten Dimensionen aus dem erhobenen Datenkorpus (z.B. narrative Interviews mit 

suchtkranken Jugendlichen) heraus konstruiert und ihm die einzelnen Fälle auf ver-

schiedenen Dimensionen und Kombinationen zugeordnet. Will man diesen entwi-

ckeln, müssen also die grundlegenden Merkmale der Ordnung und ihre Abstufungen 

sowie die typischen Merkmalskombinationen festgelegt werden (vgl. Schönig 2019, S. 

39). Der Merkmalsraum und die erfolgende Zuordnung kann dabei als Koordinaten-

system oder Kreuztabelle visualisiert werden (vgl. Kluge 1999, 93ff.). Da die Grenzen 

des Koordinatensystems bereits bei drei Untersuchungsmerkmalen erreicht ist, soll im 

Folgenden die Kreuztabelle als Darstellungsform genutzt werden, da diese, wie in Ta-

belle 12 dargestellt, mehrere Kombinationsmöglichkeiten zulässt. 

 

Merkmal C 

C 1 C 2 

Merkmal A Merkmal A 

Merkmal D Merkmal B A 1 A 2 A 1 A 2 

D 1 
B 1     

B 2     

D 2 
B 1     

B 2     

Tabelle 11 Vierdimensionaler Merkmalsraum mit den Merkmalen A, B, C und D, die jeweils 

zwei Ausprägungen besitzen; eigene Darstellung (vgl. Kluge 1999, S. 97) 

Population

Merkmalsraum

Typus I Typus II Typus II

Typologie 
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Bei der Typenbildung reicht allerdings nicht nur die Feststellung von empirischen Regel-

mäßigkeiten (Kausaladäquanz) zwischen den kombinierten Merkmalsausprägungen aus, 

sondern es müssen auch inhaltliche Zusammenhänge (Sinnadäquanz) bestehen (vgl. Kluge 

2000, S. 2). Dies gilt sowohl für die Entwicklung von Typologie in qualitativen als auch 

in quantitativen Verfahren. Denn auch die statistisch aufzuklärenden Zusammenhänge 

müssen (1) durch einzustellende Parameter und damit Entscheidungen der For-

scher*innen angemessen reduziert und (2) schließlich inhaltlich expliziert werden (vgl. 

Kluge 1999, S. 94). 

Die Webersche Unterscheidung von Kausal- und Sinnadäquanz verhält sich dabei ana-

log zu den Zielen, die mit der Typenbildung verbunden werden: 

(1) Eine zunächst rein deskriptive, aber transparente und nachvollziehbare Struk-

turierung eines Untersuchungsbereiches zur Komplexitätsreduktion der sozialen Realität; 

(2) eine heuristische und theoriebildende Funktion, weil das Zusammenspiel der Ătypi-

schen Eigenschaften erklärt werden muss (vgl. Kluge 2000, S. 43; Meyer 2011, 

S. 69; Schönig 2019, 32f.). 

Zudem werden Typologien auch als theoretische Brücke zwischen dem Allgemeinen 

und dem Besonderen in stark einzelfallbezogenen Professionen wie die Pädagogik und 

die Soziale Arbeit diskutiert, da sie in ihrer relativen Allgemeinheit zwar der wissen-

schaftlichen Erkenntnis verbunden bleiben, dennoch dabei den Blick auf das Indivi-

duelle bewahren (vgl. Herzog 2003, S. 388; Schönig 2019, S. 14). 

In der Literatur werden gemeinhin Idealtypen, Realtypen, Prototypen, Durchschnitts-

typen und Extremtypen unterschieden (vgl. Lamnek 2010, S. 205f.). Dabei werden 

Idealtypen als von der Wirklichkeit abstrahierende Gedankenbilder und Realtypen als 

empirisch vorgefundene Typen einander entgegensetzt. Ich folge Kluge darin, dass 

diese Polarisierung der beiden Typen und ihre strikte Trennung wenig sinnvoll er-

scheint (vgl. Kluge 1999, S. 77). Denn eine Typologie muss notwendigerweise von 

theoretischen Entscheidungen abhängen, andererseits aber auch Bezüge zur sozialen 

Realität aufweisen, wenn sie Erklärungskraft besitzen soll (vgl. ebd.; Schönig 2019, S. 

32). So können auch bei beiden Typusbegriffen die Vergleichsdimensionen auf deduk-

tivem, induktivem oder abduktivem Weg entwickelt werden (vgl. Kelle und Kluge 

2010, 93f.) 

Kluge schlägt vier Schritte für die qualitative Typologisierung vor. Nachdem zuerst (1) 

aufgrund theoretischer Vorüberlegungen und einer ersten Sichtung des Datenkorpus 
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relevante Vergleichsdimensionen erarbeitet werden, werden (2) die Fälle nach diesen 

Merkmalen gruppiert und die empirischen Regelmäßigkeiten analysiert. Anschließend 

werden (3) inhaltliche Sinnzusammenhänge analysiert und Typen gebildet. Dabei kön-

nen diese ersten drei Schritte mehrmals durchlaufen werden, bevor (4) die gebildeten 

Typen charakterisiert werden (vgl. Kluge 2000, S. 5). Die Untersuchung dieser Arbeit 

wird hierbei nicht alle von Kluge vorgeschlagenen Schritte durchlaufen können, um 

zur gesuchten Typologie zu gelangen. Vielmehr werden in einem ersten Schritt auf-

grund der in Kap 2.3. vorgenommenen theoretischen Überlegungen zu Wesen und 

Merkmalen von Sozialpässen relevante Vergleichsdimensionen erarbeitet, die zu einer 

vorläufigen Typologie entwickelt werden. Die Vergleichsdimensionen sollen dabei an-

schaulich in einer Kreuztabelle visualisiert werden, um anschließend die in der Recher-

che erhobenen Sozialpässe in diese einzuordnen. Die Funktion der Typologie besteht 

hier also nicht nur in der Aufdeckung von inhaltlichen Sinnzusammenhängen, sondern 

vor allem in der transparenten und nachvollziehbaren Strukturierung der Recherche. 

Nichtsdestotrotz kann die Typologie während und/oder nach der Datenerhebung ver-

ändert werden, sollten starke Abweichungen oder nicht erfasste relevante Dimensio-

nen erkennbar werden.  

2.3.5.2 Typologie von Sozialpässen 

In diesem Kapitel sollen unterschiedliche Sozialpasstypen hergeleitet werden. In den 

vorangegangenen Kapiteln sind neben einer Definition bereits unterschiedliche Merk-

male von Sozialpässen diskutiert worden, die hier berücksichtigt werden sollen. Soll 

die Typologie als ein nützliches Strukturierungsinstrument zum Einsatz kommen, 

muss der Merkmalsraum angemessen reduziert werden, um nicht eine unübersichtliche 

Fülle an Typen zu generieren, die eine pragmatische Bearbeitung des Datenmaterials 

verunmöglicht. Dabei wird sich die Typenentwicklung aufgrund des großen Samplings 

auf folgende zwei Merkmale konzentrieren: (1) den Leistungsumfang der untersuchten 

Sozialpässe und (2) die Regelung der Anspruchsberechtigung. Als Leitmerkmal fun-

giert der Leistungsumfang; denn dieser deutet auf die tatsächlichen Teilhabemöglich-

keiten, die den anspruchsberechtigten Personen durch einen Sozialpass eröffnet wer-

den. Mit Blick auf das Ziel der Teilhabeförderung bildet der tatsächlich vorhandene 

Leistungsumfang eines Sozialpasses also den Kern der vorliegenden Untersuchung. 
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Abb. 3 Schematische Darstellung des Merkmalsraums 

Die Reduktion des Merkmalsraums geht stets mit einem gewissen Informationsverlust 

sowie mit dem Verlust weiterer Kombinationsmöglichkeiten einher. Die zwei gewähl-

ten Merkmale und die vorgenommenen Reduktionen sollen deswegen hier kurz näher 

erläutert werden: 

(1) Leistungsumfang: Als Leitmerkmal der Typologie umfasst der Leistungsumfang die 

Ermäßigungsberechtigung in folgenden Bereichen: 

a. Kultur: Unter diesem Merkmal werden unterschiedliche Angebote im Bereich 

Kultur, Bildung und Freizeit zusammengefasst. Kulturangebote beziehen sich dabei 

auf Ermäßigungen bei Museen, Theatervorstellungen, Konzerten, Lesungen o.ä. 

Ermäßigungen im Bildungsbereich können ermäßigte Kosten bei der Volkshoch-

schule oder bei Nachhilfeinstituten sein, während Freizeitangebote Ermäßigungen 

bei Schwimmbädern, Sportvereinen, kostenpflichtigen Freizeitstätten umfassen. Es 

wurde darauf verzichtet, diese unterschiedlichen Angebote einzeln in die Typologie 

einzubinden, da dies die Komplexität stark erhöht hätte. Vielmehr werden sie unter 

dem Leitbegriff ĂKulturô zusammengef¿hrt. 

b. Ausstattung: Diesem Merkmal werden Angebote zugeordnet, die ermäßigten oder 

kostenlosen Zugang zu Kleidung, Nahrung und weiteren Ausstattungsgegenstän-

den gewähren. Dies kann die Anspruchsberechtigung für den Besuch der Tafel, 

aber auch Ermäßigungen bei Sozialkaufhäusern und ermäßigte Reparaturkosten für 

Elektrogeräte betreffen. In einzelnen Fällen berechtigt der Sozialpass auch zu Er-

mäßigungen bei Apotheken. Dies soll ebenfalls unter dem Merkmal ĂAusstattungô 

berücksichtigt werden. 

c. Dienstleistungen: Dieses dritte Merkmal schließt Dienstleistungen ein, die nicht un-

ter die zwei ersten Kriterien fallen. Dies können Gebührenermäßigungen oder -

Sozialpässe:

Merkmalsraum

Leitmerkmal

Leistungsumfang
Zielgruppe
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befreiungen bei Verwaltungsdienstleistungen (Finanzamt, Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge, Einwohnermeldeamt, etc.), kostenlose Stromspar-Checks sowie 

ermäßigte Handwerkerdienstleistungen sein.  

Der Anspruch auf ermäßigte Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr wird nicht 

in die Typologie einbezogen, da im gesamten Gebiet Nordrhein-Westfalens unabhän-

gig von der Existenz eines Sozialpasses ein ermäßigtes Sozialticket beantragt werden 

kann, sofern ein geringes Einkommen vorliegt. Ebenso soll an dieser Stelle darauf hin-

gewiesen werden, dass der Leistungsumfang nur in Hinsicht auf den ermäßigten Zu-

gang in den oben genannten Bereichen untersucht werden kann und der numerische 

Umfang der tatsächlich vorliegenden Angebote aufgrund des großen Samples nicht 

berücksichtigt werden kann.  

(2) Anspruchsberechtigung: Die Typologie soll zudem drei Gruppen anspruchsberechtig-

ter Personenkreise umschließen: 

a. Bezieher*innen staatlicher Transferleistungen, wobei unterschiedliche Leistungen des 

SGB II, SGB XII und AsylbLG zusammengefasst werden und dieser Berechtigten-

kreis die Minimalbestimmung für die Anspruchsberechtigung darstellt. Denn Be-

zieher*innen eines staatlich gewährten sozio-kulturellen Existenzminimums gelten 

per se als Ăarmô und dementsprechend als die erste Zielgruppe, deren Teilhabe durch 

Sozialpässe ermöglicht werden soll. Dennoch sollen unter diesem Kriterium auch 

Bezieher*innen von Wohngeld und Personen einbezogen werden, die Leistungen 

nach dem SGB VIII30 in Anspruch nehmen.  

b. Die Grenzfallregel, deren konkrete Berechnung zwar variieren kann, jedoch neben 

der ersten Gruppe eine wichtige Zielgruppe von Sozialpässen darstellt; 

c. Familien: Dieses Kriterium wird meist sehr unterschiedlich gehandhabt. So kann 

der Kindergeldbezug, die Erziehung eines schwerbehinderten Kindes und/oder 

eine Mindestanzahl von Kindern in der Familie Grundlage für eine Anspruchsbe-

rechtigung sein. Gemeinsamer Nenner ist jedoch das Ziel der Förderung und Ent-

lastung von Familien, insbesondere von Familien mit geringen Einkommen.  

Teilnehmer*innen eines Freiwilligen Ökologischen oder Sozialen Jahres wurden nicht 

mit in die Typologie einbezogen, da diese Zielgruppe eine seltene Ausnahme darstellt 

 
30 Dies sind meist Kinder und Jugendliche, die in Obhut des Jugendamts in Wohngruppen oder bei 
Pflegefamilien leben (siehe zum Beispiel Stadt Niederkassel o.J.). 
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und somit keine ausreichenden Gründe für eine separate Betrachtung vorliegen. Aus 

dem beschriebenen Merkmalsraum lässt sich, wie nachfolgend dargestellt, eine Kreuz-

tabelle konstruieren: 

 (Leit -)Merkmal (1) 
Leistungsumfang 

Merkmal (2) 
Zielgruppe 

Kultur Ausstattung Dienstleistungen 

Bezieher*innen von 
staatlichen Transfer-

leistungen 

   

Grenzfallregel    

Familien    

Tabelle 12 Tabellarische Darstellung des Merkmalsraums 

Mit dieser Kreuztabelle lassen sich nun anhand der festgelegten Merkmale neun unter-

schiedliche Typen entwickeln (siehe Tabelle 13). Die Typologie baut sich um das Leit-

merkmal des Leistungsumfangs auf. So werden unterschiedliche Leistungspakete bei 

Sozialpässen identifiziert, die wiederum gemeinsam mit der jeweiligen Zielgruppe un-

terscheidbare Sozialpasstypen bilden. Die Typologie unterscheidet drei unterschiedli-

che Typen des Leistungsumfangs: (1) den ĂKultur-Passô, (2) den ĂKultur und Konsum-

Passô und (3) der ĂRundum-Passô. Verbindet man den Leistungsumfang mit der Ziel-

gruppe, ergeben sich neun denkbare Kombinationsmöglichkeiten, die durch zwei Ext-

remtypen charakterisiert sind. Wªhrend der ĂKultur-Passô in Bezug auf den Leistungs-

umfang die minimale Leistungsbestimmung darstellt, stellt das ĂRundum-Paketô mit der 

größten Angebotsvariation die Maximallösung dar. Analog verhält es sich mit der An-

spruchsberechtigung: die Bezieher*innen staatlicher Transferleistungen bilden den 

kleinsten Berechtigtenkreis, der anschließend aufsteigend (1) um die Grenzfallregel er-

gänzt wird und (2) um die Grenzfallregel und die Familien als weiteste Bestimmung. 

Daraus ergeben sich in der Typologie folgende Extremfªlle: (1) der ĂKultur-Pass für 

Transferempfªnger*innenô als Minimallºsung und (2) der ĂRundum-Pass für alleô als 

Maximallösung. 
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 Typus Zielgruppe Leistungsumfang 
K

u
lt
u

r-
P

a
s
s 

A1 

Minimallösung 

Bezieher*innen von staatli-
chen Transferleistungen 

Kultur 
Der Kultur-Pass für 

Transferempfänger*in-
nen 

A2 
 

Der Kultur-Pass für 
Geringverdiener 

Bezieher*innen von staatli-
chen Transferleistungen Kultur 

Grenzfallregel 

A3 
Der Kultur-Pass für 

alle 

Bezieher*innen von staatli-
chen Transferleistungen 

Kultur 
Grenzfallregel 

Familien 

K
u

lt
u

r 
u

n
d

 K
o
n

s
u

m
-P

a
s
s 

B1 
Der Kultur und Kon-
sum-Pass für Transfer-

empfänger*innen 

Bezieher*innen von staatli-
chen Transferleistungen 

Kultur 

Ausstattung 

B2 
Der Kultur und Kon-
sum-Pass für Gering-

verdiener 

Bezieher*innen von staatli-
chen Transferleistungen 

Kultur 

Grenzfallregel Ausstattung 

B3 
Der Kultur und Kon-

sum-Pass für alle 

Bezieher*innen von staatli-
chen Transferleistungen 

Kultur 

Grenzfallregel 
Ausstattung 

Familien 

R
u

n
d
u

m
-P

a
s
s 

C1 
Das Rundum-Paket 
für Transferempfän-

ger*innen 

Bezieher*innen von staatli-
chen Transferleistungen 

Kultur 

Ausstattung 

Dienstleistungen 

C2 
Der Rundum-Pass für 

Geringverdiener 

Bezieher*innen von staatli-
chen Transferleistungen 

Kultur 

Ausstattung 

Grenzfallregel Dienstleistungen 

C3 

Maximallösung 
Bezieher*innen von staatli-

chen Transferleistungen 
Kultur 

Der Rundum-Pass für 
alle 

Grenzfallregel Ausstattung 

Familien Dienstleistungen 

Tabelle 13 Entwickelte Sozialpasstypen 

Um die Charakterisierung der Typen zu vereinfachen, wurden den jeweiligen Zielgrup-

penkombinationen kürzere Namen gegeben: 

(1) Transferempfänger*innen ð Bezieher*innen von staatlichen Transferleis-

tungen  

(2) Geringverdiener ð Bezieher*innen von staatlichen Transferleistungen und 

Personen, die unter die Grenzfallregel fallen  

(3) Alle - Bezieher*innen von staatlichen Transferleistungen, Personen, die unter 

die Grenzfallregel fallen, sowie Familien. 
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Die Namen der einzelnen Typen ergeben sich dann aus der Kombination von Ziel-

gruppe und Leistungsumfang, z.B. ĂKultur-Pass f¿r Geringverdienerô.  

Im Folgenden soll in eigenen Abschnitten geklärt werden, wie sich der ĂKultur-Passô, 

der ĂKonsum und Kultur-Passô und der ĂRundum-Passô voneinander unterscheiden 

und was diese und ihre Untertypen kennzeichnet. 

2.3.5.2.1 Der ¡Kultur-Pass­ 

Als Sozialpasstyp mit dem kleinsten Leistungsumfang bietet der ĂKultur-Passô aus-

schließlich Ermäßigungen im Bereich Kultur, Bildung und Freizeit. Der ermäßigte Zu-

gang zu Angeboten und Veranstaltungen im Ăkulturellen Bereichô gehört zum Kernan-

liegen eines Sozialpasses und ist stets Bestandteil eines Sozialpasses, wobei der tatsäch-

liche Umfang des ermäßigten Kulturangebotes von Kommune zu Kommune stark va-

riieren kann.  

 

 

Abb. 4 Schematische Darstellung des ĂKultur-Passesô 

Aus der Typologie ergeben sich drei verschiedene Varianten des Kultur-Passes, die 

sich hinsichtlich ihrer Zielgruppendefinition unterscheiden: 

(1) der ĂKultur-Pass f¿r Transferempfªnger*innenô, 

(2) der ĂKultur-Pass für Geringverdienerô 

(3) und der ĂKultur-Pass f¿r alleô. 

Die Darstellungen der Typen im Merkmalsraum sind im Anhang A.1.1 zu finden. 

2.3.5.2.2 Der ¡Kultur und Konsum-Pass­ 

Als mittleres Modell zwischen dem ĂKultur-Passô und dem ĂRundum-Passô umfasst der 

ĂKultur und Konsumô-Pass Ermäßigungen im kulturellen Bereich sowie den Zugang 

Kultur-Pass

Kultur
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zu existenzsichernden Konsumgütern, wie z.B. Kleidung und Nahrung. Als Typbe-

nennung wurde ĂKultur und Konsum-Passô ausgesucht, um die Kombination dieser 

zweier Leistungsdimensionen zu verdeutlichen. Gleichwohl mag der Verweis auf Kon-

sum in der Bezeichnung irreführen, da er im alltäglichen Sprachgebrauch einen breiten 

Zugang zu gesellschaftlichen Konsumgütern suggeriert. In der hier gewählten Lesart 

soll er jedoch die Abgrenzung zu den beiden Leistungsdimensionen ĂKulturô und 

ĂRundumô herstellen: denn auch wenn Kulturgüter und andere Dienstleistungen eben-

falls Ăkonsumiertô werden, werden im herkömmlichen Sprachgebrauch in erster Linie 

Ausstattungsobjekte, wie z.B. Kleidung und Nahrung, mit ĂKonsumô assoziiert. Auf 

diesen Überlegungen basiert die Entscheidung für diese Typbezeichnung. 

 

 

 

Abb. 5 Schematische Darstellung des ĂKultur und Konsum-Passesô 

Folgende Varianten des ĂKultur und Konsum-Passesô kºnnen unterschieden werden: 

(1) der ĂKultur und Konsum-Pass für Transferempfªnger*innenô, 

(2) der ĂKultur und Konsum-Pass f¿r Geringverdienerô, 

(3) und der ĂKultur und Konsum-Pass f¿r alleô. 

Die Darstellungen der Typen im Merkmalsraum sind im Anhang A.1.2 zu finden. 

2.3.5.2.2 Der ¡Rundum-Pass­ 

Der ĂRundum-Passô stellt das größtmögliche Sozialpassangebot dar und beinhaltet Er-

mäßigungen bzw. Gebührenbefreiungen in den Bereichen Kultur, Ausstattung und 

Dienstleistungen. Gewªhlt wurde die Bezeichnung ĂRundum-Passô, um diesen weiten 

Leistungsumfang sprachlich zu untermalen. 

 

Kultur und Konsum-Pass

Kultur Ausstattung
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Abb. 6 Schematische Darstellung des ĂRundum-Passesô 

Folgende Untertypen des ĂRundum-Passesô kºnnen voneinander abgegrenzt werden: 

(1) der ĂRundum-Pass f¿r Transferempfªnger*innenô, 

(2) der ĂRundum-Pass f¿r Geringverdienerô, 

(3) und der ĂRundum-Pass f¿r alleô. 

Die Darstellungen der Typen im Merkmalsraum sind im Anhang A.1.3 zu finden. 

2.3.6 Zusammenfassung 

Sozialpässe sind eine amtlich in Kartenform ausgestellte Berechtigung für Menschen 

in Armutslagen auf die Inanspruchnahme einer variierenden Palette von Ermäßigun-

gen bei meist kommunalen Kultur- und Freizeitangeboten, sowie weiteren Dienstleis-

tungen im Bereich Mobilität, Bildung, Nahrung/Kleidung, Verwaltung und Energie. 

Sie werden aus zwei Gründen eingeführt: Sozialpässe sollen erstens die gesellschaftli-

che Teilhabe von Menschen in Armutslagen ermöglichen bzw. erleichtern. Und zwei-

tens sollen durch Sozialpässe bestehende Ermäßigungen transparent in einer Karte ge-

bündelt und kommuniziert werden. Sozialpässe sind eine freiwillige kommunale Leis-

tung und gelten i.d.R. nur innerhalb der Grenzen der entsprechenden Kommune sowie 

nur bei teilnehmenden Einrichtungen bzw. Unternehmen. Die ausstellenden Kommu-

nen definieren unterschiedliche anspruchsberechtigte Personenkreise; gemeinsamer 

Nenner ist jedoch, dass die Nutzer*innen sich in einer (ökonomischen) Armutslagen 

befinden. Je nach Zugehörigkeit zu einem bestimmten Berechtigtenkreis bedarf die 

Nutzung des Sozialpass eines formellen Antrags oder er wird automatisch der berech-

tigten Person zugestellt. Auf Grundlage dieser Überlegungen wurde eine Typologie 

von Sozialpässen entwickelt, die als Leitmerkmal den Leistungsumfang bestimmt und 

durch die drei Zielgruppen erweitert wird. Daraus ergeben sich drei Sozialpasstypen 

Rundum-Pass

Kultur Ausstattung Dienstleistungen
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mit jeweils drei Untertypen (siehe Tabelle 15). Diese Typologie wird im nächsten Teil 

der empirischen Untersuchung zugrunde gelegt. 

Typologie von Sozialpässen 

Kultur-Pass 
A1 
A2 
A3 

Kultur-Pass für Transferempfänger*innen 
Kultur-Pass für Geringverdiener 
Kultur-Pass für alle 

Kultur und 
Konsum-

Pass 

B1 
B2 
B3 

Kultur und Konsum-Pass für Transferempfänger*innen 
Kultur und Konsum-Pass für Geringverdiener 
Kultur und Konsum-Pass für alle 

Rundum-
Pass 

C1 
C2 
C3 

Rundum-Pass für Transferempfänger*innen 
Rundum -Pass für Geringverdiener 
Rundum -Pass für alle 

Tabelle 14 Zusammengefasste Typologie 
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3. Empirischer Teil  

Die Untersuchung der Verbreitung von Sozialpässen und ihrer konkreten Ausformun-

gen ist Gegenstand dieses Teils der Arbeit. Es wird in einem ersten Abschnitt ausführ-

lich auf das Forschungsdesign eingegangen. Dabei sollen das Sampling, die Erhebungs-

methoden sowie die Datenerhebung und -auswertung beschrieben und begründet wer-

den. Zudem wird die Erweiterung der Sozialpasstypologie um drei weitere Typen er-

läutert. Anschließend werden in einem zweiten Abschnitt die Ergebnisse der Untersu-

chung dargestellt und in einer Schlussfolgerung zusammengefasst. 

3.1 Forschungsdesign 

3.1.1 Untersuchungsgegenstand und Sampling 

Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit sind Sozialpässe und ihre Verbreitung in 

Nordrhein-Westfalen. Dabei werden alle Kommunen des Bundeslandes untersucht 

und einem Typus zugeordnet. Das Sampling dieser Untersuchung orientiert sich an 

der politischen Struktur Nordrhein-Westfalens und demnach an den Grenzen der Re-

gierungsbezirke Düsseldorf, Arnsberg, Köln, Detmold und Münster.  

 

       Abb. 7 Regierungsbezirke Nordrhein-Westfalens 

Innerhalb dieser Regierungsbezirke werden alle kreisangehörigen Kommunen und 

kreisfreie Städte in die Untersuchung einbezogen31. Die Gesamtzahl beläuft sich hier-

bei auf 397 Kommunen. 

 
31 Für eine detaillierte Übersicht der untersuchten Kommunen siehe Anhang A3. 
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Regierungsbezirk Kreise Anzahl der Kommu-
nen/Städte 

Düsseldorf 5 Kreise 
66 

10 kreisfreie Städte 

Arnsberg 7 Kreise 
83 

5 kreisfreie Städte 

Köln 8 Kreise 
99 

3 kreisfreie Städte 

Detmold 6 Kreise 
71 

1 kreisfreie Stadt 

Münster 5 Kreise 
78 

3 kreisfreie Städte 

Insgesamt 31 Kreise 
397 

22 kreisfreie Städte 

Tabelle 15 Anzahl der untersuchten Kommunen pro Regierungsbezirk und insgesamt 

3.1.2 Erhebungsmethode 

Die Erhebung der Daten erfolgt mithilfe einer Recherche, deren Ergebnisse nach Krei-

sen und Regierungsbezirken sortiert in einer Excel-Tabelle festgehalten werden. Dabei 

wird in zwei Schritten vorgegangen: Zuerst werden pro Regierungsbezirk alle Kom-

munen mithilfe öffentlich zugänglicher Informationen im Internet im Hinblick auf die 

Existenz eines Sozialpasses hin untersucht. Ist ein Sozialpass vorhanden, wird dieser 

einem Typ in der Typologie zugeordnet. Sind in einer Kommune keine Informationen 

zu einem Sozialpass verfügbar, wird in einem zweiten Schritt die zuständige Abteilung 

der Kommune entweder telefonisch oder per E-Mail kontaktiert und die Informatio-

nen in die Tabelle nachgetragen. Sollten schließlich dennoch keine Informationen ein-

geholt werden können, wird dies mit ăkeine Angabeò (k. A.) in der Tabelle gekenn-

zeichnet. Ziel ist es, bei Beendigung der Recherche möglichst viele Kommunen einem 

Typus zugeordnet zu haben. 

3.1.3 Datenerhebung 

Die Erhebung der Daten ist in einem Zeitraum von insgesamt sechs Wochen erfolgt. 

Bei Städten und Gemeinden mit Sozialpass hat sich die Informationssuche mithilfe 

von Stichwºrtern wie ăSozialpassò, ăFamilienpassò, ăFamilienkarteò, ăSozialausweisò, 

ăStadtausweisò und Kombinationen in der Art von ăM¿nster-Passò o.ª. als zumeist 

erfolgreich erwiesen. In wenigen Fällen konnten trotz vorhandenem Sozialpass dieser 

nicht über die Stichworte ausfindig gemacht werden. Sind keine Informationen gefun-

den worden, wurden die jeweiligen Kommunen per E-Mail kontaktiert, auf welche in 
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ca. der Hälfte der Fälle geantwortet wurde. In allen anderen Fällen wurden die Kom-

munen telefonisch kontaktiert. Nach zwei erfolglosen Kontaktversuchen wurde bei in 

der Tabelle, wie oben beschrieben, ăkeine Angabeò angegeben. Dies war bei 27 Kom-

munen der Fall, also 6,8% des gesamten Samples. Die Kontaktwege und genauen Kon-

taktdaten sind in der Erhebungs- und Ergebnistabelle im Anhang A4 einzusehen.  

3.1.4 Erweiterung der Typologie 

Bereits die Untersuchung der Regierungsbezirke Düsseldorf und Arnsberg hat gezeigt, 

dass die entwickelte Typologie eine typische Ausprägung nicht berücksichtigt hat. 

Hierbei handelt es sich um eine spezifische Kombination der anspruchsberechtigten 

Personenkreise, die nur Bezieher*innen von Sozialhilfe und Hilfe zum Lebensunter-

halt und bedürftige Familien einbeziehen. Zu dieser Anspruchsbestimmung werden in 

der erweiterten Typologie auch Sozialpässe gerechnet, die ausschließlich Familien mit 

geringem Einkommen berücksichtigen. Ein Charakteristikum dieses Zielgruppentyps 

ist die häufige Betitelung des Sozialpasses als ĂFamilienpassô oder als ĂFamilienkarteô 

und die damit einhergehende konzeptionelle Verschiebung von einer Teilhabermögli-

chung von Menschen in Armutslagen zur Familienförderung. 

In Kombination mit dem Leistungsumfang ergeben sich drei neue Untertypen, die in 

folgender Tabelle der Typologie hinzugefügt werden: (1) der ĂFamilien-Kulturpassô, (2) 

der ĂKultur und Konsum-Pass f¿r Familien und (3) das ĂRundum-Paket f¿r Familienô. 

Da diese neuen Typen sinnvoll in die bestehende Typologie eingeordnet werden sol-

len, werden sie jeweils als A3, B3 und C3 der Typologie hinzugefügt und sind in fol-

gender Tabelle grau unterlegt: 
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 Typus Zielgruppe Leistungsumfang 
K

u
lt
u

r-
P

a
s
s 

A1 

Minimallösung 

Bezieher*innen von staatlichen 
Transferleistungen 

Kultur 
Der Kultur-Pass für 

Transferempfän-
ger*innen 

A2 
 

Der Kultur-Pass für 
Geringverdiener 

Bezieher*innen von staatlichen 
Transferleistungen Kultur 

Grenzfallregel 

A3 
Der Familien-Kul-

turpass 

Bezieher*innen von staatlichen 
Transferleistungen Kultur 

Familien 

A4 
Der Kultur-Pass für 

alle 

Bezieher*innen von staatlichen 
Transferleistungen 

Kultur 
Grenzfallregel 

Familien 

K
u

lt
u

r 
u

n
d

 K
o
n

s
u

m
-P

a
s
s 

B1 
Kultur und Konsum 
für Transferempfän-

ger*innen 

Bezieher*innen von staatlichen 
Transferleistungen 

Kultur 

Ausstattung 

B2 
Kultur und Konsum 
für Geringverdiener 

Bezieher*innen von staatlichen 
Transferleistungen 

Kultur 

Grenzfallregel Ausstattung 

B3 
Kultur und Konsum 

für Familien 

Bezieher*innen von staatlichen 
Transferleistungen 

Kultur 

Familien Ausstattung 

B4 
Kultur und Konsum 

für alle 

Bezieher*innen von staatlichen 
Transferleistungen 

Kultur 

Grenzfallregel 
Ausstattung 

Familien 

R
u

n
d
u

m
-P

a
s
s 

C1 
Der Rundum-Pass 
für Transferempfän-

ger*innen 

Bezieher*innen von staatlichen 
Transferleistungen 

Kultur 

Ausstattung 

Dienstleistungen 

C2 
Der Rundum-Pass 
für Geringverdiener 

Bezieher*innen von staatlichen 
Transferleistungen 

Kultur 

Ausstattung 

Grenzfallregel Dienstleistungen 

C3 
Der Rundum-Pass 

für Familien 

Bezieher*innen von staatlichen 
Transferleistungen 

Kultur 

Ausstattung 

Familien Dienstleistungen 

C4 

Maximallösung 
Bezieher*innen von staatlichen 

Transferleistungen 
Kultur 

Der Rundum-Pass 
für alle 

Grenzfallregel Ausstattung 

Familien Dienstleistungen 

Tabelle 16 Erweiterte Typologie 

Die bereits erhobenen Daten wurden nach Erweiterung der Typologie aktualisiert. 

Formen gebündelter Ermäßigungen, die z.B. einkommensunabhängig und ausschließ-

lich für Familien existieren, werden zudem nicht als Sozialpass eingestuft und somit 
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nicht in die Untersuchung eingeschlossen. Grund dafür ist die fehlende konzeptuelle 

Ausrichtung an der Ermöglichung von Teilhabe in Armutslagen. Vielmehr werden sol-

che Familienpässe als ein einkommensunabhängiges Mittel der Familienförderung ein-

gesetzt und entsprechen damit nicht der in Kap. 2.3.1. entwickelten Definition von 

Sozialpässen (siehe z.B. Stadt Arnsberg 2019). 

Daraus ergibt sich in einer zusammengefassten Typologie von Sozialpässen folgende 

Typologie als Grundlage für die Untersuchung: 

Typologie von Sozialpässen 

Kultur-Pass 

A1 
A2 
A3 
A4 

Kultur-Pass für Transferempfänger*innen 
Kultur-Pass für Geringverdiener 
Familien-Kulturpass 
Kultur-Pass für alle 

Kultur und 
Konsum-

Pass 

B1 
B2 
B3 
B4 

Kultur und Konsum-Pass für Transferempfänger*innen 
Kultur und Konsum-Pass für Geringverdiener 
Kultur und Konsum für Familien 
Kultur und Konsum-Pass für alle 

Rundum-
Pass 

C1 
C2 
C3 
C4 

Rundum-Pass für Transferempfänger*innen 
Rundum-Pass für Geringverdiener 
Rundum-Pass für Familien 
Rundum-Pass für alle 

Tabelle 17 Zusammengefasste Typologie von Sozialpässen 

3.1.5 Datenauswertung 

Die Auswertung der in der Recherche erhobenen Daten soll in zweierlei Weise erfol-

gen: (1) die Daten sollen auf einer geographischen Karte Nordrhein-Westfalens nach 

verschiedenen Kriterien visualisiert werden und (2) die dadurch sichtbar gewordenen 

Ergebnisse sollen mit dem Netzwerk ĂExperten in eigener Sacheô in einem Fokusgrup-

peninterview diskutiert werden. Beide Verfahren werden in den nächsten zwei Ab-

schnitten näher erläutert. 

3.1.5.1 Mapping 

Die Handhabung und Interpretation der erhobenen Daten soll neben einer tabellari-

schen Darstellung durch eine geographische Visualisierung (ĂMappingô) vereinfacht 

werden. Ziel ist die übersichtliche Darstellung der Verbreitung der Sozialpässe auf 
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Grundlage der entwickelten Typologien. Dabei wird auf die bereits in Excel protokol-

lierte Recherche zurückgegriffen und diese mithilfe der Excel-Funktion ĂFlªchenkar-

togrammô in ein geographisches Diagramm übersetzt. Durch die Auswahl unterschied-

licher Kriterien können Karten mit verschiedenen Schwerpunkten generiert werden. 

Folgende Kriterien sollen berücksichtigt werden: 

(1) Die Verbreitung von Sozialpässen nach dem Kriterium vorhanden/nicht-vorhan-

den; 

(2) Die Verbreitung von Sozialpässen in den jeweiligen Regierungsbezirken durch eine Karte 

mit Fokus auf der entsprechenden Region; 

(3) Die Verbreitung der entwickelten Typologien, um die regionalen Unterschiede sicht-

bar werden zu lassen; 

Die visualisierten Ergebnisse werden anschließend pro Karte erläutert und zusammen-

gefasst und mit der Größe der untersuchten Städte und Gemeinden kontrastiert wer-

den. 

3.1.5.2 Diskussion der Ergebnisse mit den ¡Experten in eigener Sache­ 

Da diese Untersuchung auf Anfrage des Armutsnetzwerks ĂExperten in eigener Sacheô 

durchgeführt wird, sollen die Ergebnisse der Recherche und des Mapping-Verfahrens 

in einer Art partizipativen Rückkopplungsschleife gemeinsam mit den Mitgliedern des 

Netzwerks diskutiert und interpretiert werden. Einleitend sollen dabei die Ergebnisse 

in einer Power-Point-Präsentation vorgestellt. Diese soll auf eine Darstellung der the-

oretischen und methodischen Herangehensweise verzichten und sich auf eine ver-

ständliche und übersichtliche Kommunikation der Ergebnisse mithilfe der erstellten 

Karten konzentrieren. Zudem soll zur besseren Übersicht im Voraus per E-Mail ein 

zusammenfassendes Handout verschickt werden. Die Diskussion der einzelnen Er-

gebnisse soll anhand folgender offener Fragen strukturiert werden: 

(1) ăWelche Zusammenhªnge seht Ihr?ò 

(2) ăWelche Fragen habt Ihr an das Material?ò 

Im Laufe der Diskussion soll auf einer Flipchart die geäußerten Gedanken und Ideen 

paraphrasiert werden. Im Anschluss soll gemeinsam mit dem Netzwerk überlegt wer-

den, wie die Ergebnisse der Recherche im weiteren Verlauf genutzt werden sollen, und 

der Verlauf der Zusammenarbeit reflektiert werden. 
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Die folgende Tabelle illustriert den geplanten Ablauf des Treffens: 

Phase Erläuterung Zeitraum 

Einführung Vorstellung der Ergebnisse mithilfe 
der erstellen Karten (Power-Point-
Präsentation und Handout) 

Max. 15 Minuten 

Diskussion Diskussion der Ergebnisse  60 Minuten 

Wrap-Up Zusammenfassung der Diskussions-
ergebnisse auf Flipcharts 

15 Minuten 

Transfer Gemeinsames Nachdenken über die 
zukünftige Nutzung der Ergebnisse 

Festlegung konkreter Maßnahmen 

20 Minuten 

Reflexion Gemeinsame Bewertung der Ko-
operation mit dem Sozial-Wissen-
schaftsladen in Anwesenheit von 
Prof. Dr. Schönig 

20 Minuten 

Tabelle 18 Geplanter Ablauf des Treffens  
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3.2 Ergebnisse 

Dieses Kapitel stellt in fünf Schritten die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchung 

dar. Nachdem zuerst die Verbreitung von Sozialpässen im gesamten Gebiet Nord-

rhein-Westfalens vorgestellt und diskutiert wird, verengt sich anschließend die Per-

spektive auf eine separate Betrachtung der einzelnen Regierungsbezirke. Hierauf folgt 

der Fokus auf Sozialpasstypen, ihre Verbreitung im Bundesland und somit der kon-

krete Nutzen der theoretisch hergeleiteten Typologie. 

3.2.1 Verbreitung von Sozialpässen in Nordrhein-Westfalen 

 

Regierungsbezirk 
Anzahl der 
Kommu-

nen/Städte 

Anzahl der 
Kommu-

nen/Städte mit 
Sozialpass 

Gesamtanteil der 
Kommu-

nen/Städte mit 
Sozialpass 

Keine Angabe 

(nicht erreichbar) 

Düsseldorf 66 22 33,33% 5 

Arnsberg 83 27 32,53% 6 

Köln 99 29 29,29% 6 

Detmold 71 36 50,70% 4 

Münster 78 13 16,67% 6 

Insgesamt 397 127 31,99% 27 (6,8%) 

Tabelle 19 Verbreitung von Sozialpässen in Nordrhein-Westfalen 

Die Recherche hat ergeben, dass 127 von 397 Kommunen (31,99%) in Nordrhein-

Westfalen einen Sozialpass ausgeben. Insgesamt konnten 27 Kommunen, also 6,8%, 

nicht erreicht werden. Im Regierungsbezirk Detmold besteht mit 50,70% die höchste 

Quote an Kommunen mit Sozialpässen. Die geringste Quote besteht mit 16,67% im 

Regierungsbezirk Münster. In den weiteren Regierungsbezirken bewegt sich die Quote 

bei ca. einem Drittel der Kommunen. 
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Abb. 8 Verbreitung von Sozialpässen in Nordrhein-Westfalen 

Wird die erstellte Karte (Abb. 8) betrachtet, fällt auf dem ersten Blick auf, dass Kom-

munen im Ruhrgebiet als zentraler Ballungsraum in der Mitte Nordrhein-Westfalens 

in vielen Fällen einen Sozialpass ausgeben (siehe Abb. 9 zur Positionierung des Ruhr-

gebiets in NRW). 

 

Abb. 9 Lage des Ruhrgebiets in Nordrhein-Westfalen 
Quelle: Wikipedia 
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Kontrastiert man die Verbreitung der Sozialpässe allein durch einen visuellen Abgleich 

der Abb. 8 und 10 mit der Größe der untersuchten Städte und Gemeinden32 wird be-

reits deutlich, dass das Bestehen eines Sozialpasses scheinbar mit der Größe der Kom-

mune korrespondiert. Anders ausgedrückt: Je größer die Kommune, desto wahr-

scheinlicher ist es, dass sie einen Sozialpass ausgibt. Dieser vermutete Zusammenhang 

soll in der Betrachtung der einzelnen Bezirke genauer betrachtet werden. Doch soll an 

dieser Stelle bereits bemerkt werden, dass dieser Zusammenhang im Rahmen dieser 

Arbeit nicht durch statistische Analysen untersucht werden konnte, sodass der vorei-

lige Schluss auf Kausalzusammenhänge zu vermeiden ist. 

 
Abb. 10 Größe der untersuchten Städte und Gemeinde 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
32 Die hier genutzte Größeneinordnung beruht auf die vom Bundesinstitut für Bau- Stadt- und Raum-
forschung entwickelten Stadt- und Gemeindetypen (vgl. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung o. J.). 
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3.2.1.1 Regierungsbezirk Düsseldorf  

 

Abb. 11 Verbreitung von Sozialpässen im Regierungsbezirk Düsseldorf 

Von 66 Kommunen geben im Regierungsbezirk Düsseldorf 22 Städte, also genau ein 

Drittel (33,33%), einen Sozialpass aus. Vergleicht man in Tabelle 21 das Bestehen eines 

Sozialpasses mit der Größe der jeweiligen Kommune, lässt sich feststellen, dass bei 

aufsteigender Größe der Anteil von Kommunen mit Sozialpass steigt. Kleinstädte ha-

ben in diesem Bezirk sogar gar keine Sozialpässe. Diese werden nur von mittelgroßen 

und großen Städten ausgegeben, wobei Großstädte mit 80% bei kleineren Großstädten 

und 100% bei großen Großstädten eine sehr hohe Quote aufweisen.  

Größe Gesamtzahl Mit Sozialpass Prozentualer Anteil  

Landgemeinde - - - 

kleine Kleinstadt 4 - - 

große Kleinstadt 15 - - 

kleine Mittelstadt 23 7 30,43% 

große Mittelstadt 12 5 41,67% 

kleine Großstadt 10 8 80% 

große Großstadt 2 2 100% 

Insgesamt 66 22 33,33% 

Tabelle 20 Anzahl der Gemeinden und Städte mit Sozialpass bezogen auf deren Größe 
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3.2.1.2 Regierungsbezirk Arnsberg 

 

Abb. 12 Verbreitung von Sozialpässen im Regierungsbezirk Arnsberg 

Ähnlich verhält es sich im Regierungsbezirk Arnsberg: mit 27 von 83 Kommunen be-

steht auch hier bei fast einem Drittel der Kommunen im Bezirk ein Sozialpass. Bezo-

gen auf deren Größe zeigen sich hier jedoch bereits andere Werte als in Düsseldorf. 

Bereits große Kleinstädte mit einer Bevölkerung von mind. 10.000 Bewohner*innen 

stellen mit ca. einem Drittel (34,38%) einen Sozialpass aus. Während kleine Mittel-

städte mit 28% eine etwas geringere Quote aufweisen, steigt diese ab großen Mittel-

städten mit 44% kontinuierlich von 60% bei kleineren Großstädten bis zu schließlich 

100% bei großen Großstädten. 

Größe Gesamtzahl Mit Sozialpass Prozentualer Anteil  

Landgemeinde 1 - - 

kleine Kleinstadt 6 - - 

große Kleinstadt 32 11 34,38% 

kleine Mittelstadt 28 8 28,57% 

große Mittelstadt 9 4 44,44% 

kleine Großstadt 5 3 60% 

große Großstadt 1 1 100% 

Insgesamt 83 27 32,53% 

Tabelle 21 Anzahl der Gemeinde und Städte mit Sozialpass bezogen auf deren Größe 




























































































































































